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DF Bayern mit neuem 
Vorstand 


BAYERN. Der bayerische Landesverband 
der Stadtkewitz-Partei „Die Freiheit‘ hat 
am 15. Juli einen neuen Landesvorstand 
gewählt. Michael Stürzenberger, der zu 
den Autoren der rassistischen Internetsei- 
te „PI-News“ gehört, wurde dabei zum 
Landesvorsitzenden gewählt. Als 
Schwerpunkte seiner politischen Arbeit 
bezeichnete der Landesverband eine 
„fundamentale Islamkritik mit der Forde- 
rung auf Scharia-Verzicht“ und die „Ver- 
hinderung des ‚Zentrums für Islam in Eu- 
ropa‘ in München“ (ZIE-M) durch ein 
Bürgerbegehren. Außerdem trete man für 
Volksabstimmungen bei „wichtigen Ent- 
scheidungen“ ein und will „ein Ende der 
unkontrollierten EU-Förderprogramme“ 
erreichen. In der Energiepolitik strebt 
man eine „Rückkehr zur Vernunft‘ und 
die „Prüfung des vorschnellen Ausstieges 
aus der Kernenergie“ an. In Fachaus- 
schüssen würden gerade Kampagnen 
vorbereitet, mit denen man sich ab Sep- 
tember den Bürgern präsentieren will. 
Neben den fast wöchentlichen Kundge- 
bungen in München gegen das ZIE-M 
sollen auch Aktionen in anderen Städten 
durchgeführt werden, so evtl. im August 
in Garmisch und Ende September wieder 
in Nürnberg. hma 


VOS wählte Lengsfeld 


BErLIN. Der Landesverband Berlin- 
Brandenburg der „Vereinigung der Opfer 
des Stalinismus e.V.“ (VOS) hat die frü- 
here CDU-Bundestagsabgeordnete Vera 
Lengsfeld zu seiner neuen Landesvorsit- 
zenden gewählt. Edda Schönherz und 
Mario Röllig wurden stellvertretende 
Landesvorsitzende. Lengsfeld, u.a. Auto- 
rin der „Preußischen Allgemeinen Zei- 
tung / Das Ostpreußenblatt“, kündigte für 
die kommenden Monate mehrere öffent- 
lichkeitswirksame Aktionen und Veran- 
staltungen zur Vertiefung des antitotalitä- 
ren Konsenses in der Gesellschaft an. 
hma I 
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„Nazis nutzen Euro-Krise für ihre 
Bewegung des Rassenwahns” 


So die Bewertung des Kreisver- 
= bandes DIE LINKE Region Hanno- 
ver zu der von der NPD bundes- 
weit durchgeführten „Deutschland- 
tour” mit einem als „Flaggschiff“ beti- 
telten Werbelaster unter Beteiligung ih- 
rer Bundesführung. Auch in Niedersach- 
sen wurden für mehrere Städte Kund- 
gebungen angemeldet, so u. a. am Don- 
nerstag, 11.7.2012 in Hannover. 


Zur Gegenmobilisierung schrieb die DIE 
LINKE: „DIE LINKE. Region Hannover 
weist entschieden den Versuch der Nazis 
zurück die Euro-Krise für ihre Bewegung 
des Rassenwahns zu instrumentalisieren. 
Im Jahr der Enthüllung der rassistischen 
Terrormorde der NSU und des Erfolgs 
von Dresden Nazi-frei protes- 
tieren wir entschieden gegen je- 
den Nazi-Auftritt auf Hanno- 
vers Straßen! DIE LINKE for- 
dert ein Verbot der NPD und 
von Nazi-Aufmärschen! Wir 
rufen auf, den Nazis nicht den 
öffentlichen Raum zu überlas- 
sen und werden am Donnerstag 
gemeinsam mit vielen vor Ort 
sagen: Nazis Raus!“ ) 

Angekündigt hatte die NPD 
50 Anhänger, anwesend waren 
16. Trotz kurzfristiger Mobili- 
sierung protestierten 400 Geg- 
ner gegen die Veranstaltung. 
Gewerkschaften, Parteien und weitere 
politische Gruppen hatten zum Protest 
aufgerufen. 

Ursprünglich wollte die NPD in der In- 
nenstadt von Hannover ihre Kundgebung 
abhalten, ihr wurde dann ein Platz außer- 
halb des Innenstadtrings von der Polizei 
genehmigt. Dies führte zu großem Unmut 
beim DGB-Vorsitzenden Gehrke, denn 
der Platz liegt direkt vor dem DGB-Ge- 
werkschaftshaus und ist traditionell der 
Platz der gewerkschaftlichen Maikund- 
gebungen. Erfreulich war die große Be- 
teiligung, vor allem auch vielre junger 
Leute. Dies wurde auch vom DGB so be- 
wertet. Der Protes, war so laut und wü- 
tend, dass die Reden am Klagemarkt 
nicht zu verstehen waren. 

Auf der Seite von http://de.indy 
media.org wird berichtet, dass die NPD 
auch in Schwerin mit 200 Gegendemons- 


trantInnen (siehe Bild) und Rostock mit 
300 GegendemonstrantInnen kaum zu 
Wort gekommen ist. Ebenso gab es Pro- 
teste in Kiel mit 200 AntifaschistInnen, 
100 in Neumünster, 300 in Lüneburg, 150 
in Hamburgs Innenstadt und 130 in Ham- 
burg-Bergedorf. 

Über alle Kundgebungen wird berich- 
tet, dass von Seiten der NPD die Teilneh- 
merzahl übersichtlich war. 

In einer Pressemitteilung der NPD da- 
gegen wird bilanziert: „Die erste Bilanz 
nach fünf Tagen Deutschlandfahrt der 
NPD fällt gut aus. Das mediale Echo ist 
größer als erwartet, und auch die Kund- 
gebungen sind bisher ein Erfolg. Dabei 
war und ist die Tour durch ganz Deutsch- 
land nicht darauf ausgerichtet, eigene 


Mitglieder zu mobilisieren, sondern in 
kurzer Zeit möglichst flächendeckend 
Präsenz zu zeigen. Hauptthemen sind der 
Protest gegen den Euro und den ESM so- 
wie die inländerfeindliche Einwande- 
rungspolitik. Nach erfolgreichem Auftakt 
in Hannover, Wolfsburg, Bremen, Bre- 
merhaven, Delmenhorst und Lüneburg 
war das Werbefahrzeug bisher in Kiel, 
Neumünster, Rostock und Schwerin im 
Einsatz. Städte wie Hamburg, Oldenburg, 
Dortmund und Bochum stehen in den 
nächsten Tagen auf dem Plan, ehe es 
dann weiter in den Südwesten und Süden 
unseres Landes geht.“ 

Zwar ist die Bewertung von Seiten der 
NPD „die Kundgebungen sind bisher ein 
Erfolg“ glatt gelogen, aber eines ihrer 
Ziele, mediale Aufmerksamkeit zu errei- 


chen, hat funktioniert. bee 
1) DIE LINKE Kreisverband Region Hannover 


:meldungen, aktionen 


EBO-Aktionen ab 
September 


BERLIN. Der „Eigentümerbund Ost“ 
(EBO), der vor einiger Zeit eine „Aufklä- 
rungskampagne“ über „polnische Verbre- 
chen an deutschen Zivilisten“ und „polni- 
sche Verstöße gegen das Völkerrecht“ in 
Polen angekündigt hatte, will im Septem- 
ber mit der Verbreitung von Flugblättern 
in „millionenfacher Auflage“ beginnen. 
Dies wurde Anfang Juli auf einem Tref- 
fen des Vorstands des Vereins festgelegt, 
dem Lars Seidensticker, Aktivist der 
selbsternannten „Bürgerbewegung pro 
Deutschland“, als Präsident vorsteht. Im 
September wird in Wroclaw ein Kultur- 
festival der deutschsprachigen Minder- 
heit in Polen stattfinden. Außerdem hat 
der Verein nun einen Rechtsanwalt beauf- 
tragt, die „Eigentumsansprüche der Hei- 
matvertriebenen und deren Nachfahren“ 
vor Gericht durchzusetzen. hma U 


Zweifelhafte Ehrung 


UNGARN/BAYERN. Bernd Posselt, außen- 
politischer Sprecher der CSU im Euro- 
päischen Parlament, ist bei einem Festakt 
im ungarischen Außenministerium mit 
dem „Mittelkreuz des Verdienstordens 
von Ungarn“ geehrt worden. Posselt, zu- 
gleich Sprecher der „Sudetendeutschen 
Landsmannschaft“ und Präsident der 
„Paneuropa-Union Deutschlands“, sei ein 
Vorkämpfer der ungarisch-bayerischen 
Freundschaft, so Außenminister Janos 
Martonyi in seiner Rede. Posselt hatte die 
rechtsgerichtete ungarische Regierung 
um Viktor Orban in den vergangenen 
Monaten wiederholt vor Kritik in Schutz 
genommen. hma 


Hindenburg ade 


STUTTGART. Am 15. Juli 2010 beschloss 
der Stuttgarter Gemeinderat mit einer Ge- 
genstimme die förmliche Aberkennung 
der Ehrenbürgerwürde für Paul von Hin- 
denburg. Ausgelöst wurde dies durch 
eine Anfrage und einen Antrag der Frakti- 
onsgemeinschaft SÖS und Linke. Gleich- 
zeitig hatten SÖS und Linke verlangt, 
dass auch die Benennung des Hinden- 
burgbaus gegenüber dem Hauptbahnhof 
verschwindet. Der Oberbürgermeister er- 
klärte dazu, dass das Gebäude nicht im 
Besitz der Stadt, sondern einer LBBW- 
Firma sei. Er habe deshalb die Firma an- 
geschrieben und erreicht, dass diese die 
Benennung beseitige, was auch geschah. 
Hindenburg ist damit aber nicht aus 
dem Stadtbild verschwunden. In der 
Klettpassage, dem großen Fußgänger- 
übergang zwischen Hauptbahnhof, S- 
Bahn, Stadtbahn und Königstraße stehen 
immer noch die Hinweise auf den Hin- 
denburgbau. Es war nicht ganz einfach 
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herauszufinden, wer für diese Beschrif- 
tung zuständig ist. Aber nun, am 
13.7.2012, hat die SSB telefonisch aus- 
richten lassen, dass „in zwei bis drei Wo- 
chen der Schriftzug entfernt sein wird“. 
Ulrike Küstler 


Neonazigruppe „Besseres 
Hannover” muss verboten 


werden 
HANNOVER. DIE LINKE im Landtag 
Niedersachsen setzt sich für ein Verbot 
der Neonazi-Gruppierung „Besseres 
Hannover“ ein. Die Landesregierung sol- 
le sich ein Beispiel an Brandenburg neh- 
men, das das vergleichbare Neonazi- 
Netzwerk „Widerstandsbewegung in 
Südbrandenburg“ kürzlich verboten hat. 
„Besseres Hannover‘ fällt immer wieder 
mit menschenverachtenden, rassistischen 
und neonazistischen Aktionen und Publi- 
kationen auf. Diese Gruppe macht Han- 
nover und die Region wahrlich nicht zu 
einem besseren Hannover, sondern sie 
schadet der Stadt“, sagte die innenpoliti- 
sche Sprecherin der Fraktion, Pia Zim- 
mermann. Die Organisation greife gezielt 
Flüchtlinge, Migrantinnen und Migranten 
und politisch Andersdenkende an. Sie 
verteile regelmäßig Flyer und Zeitungen 
— vor allem auch vor Schulen. Außerdem 
organisiere sie spontane und unangemel- 
dete Fackelumzüge. „Vorbild ist die ‚Wi- 
derstandsbewegung in Südbrandenburg‘, 
zu der auch personelle Verbindungen 
existieren“, so Zimmermann. Sie kündig- 
te an, das Thema noch im Juli auf die Ta- 
gesordnung des Landtags zu setzen. Ihre 
Fraktion will von der Landesregierung 
wissen, was sie gegen diese Neonazi- 
gruppierung unternimmt, und ob sie ein 
Verbot analog dem Beispiel des Landes 
Brandenburg anstrebe. 
Quelle: Pressemitteilung Linksfrak- 
tion-Niedersachsen 5.7.2012 


Rechtsextremer Wach- 
dienst: Nach SPD-Vorstoß 
veranlasst Staatsregierung 
gerichtliche Prüfung 


MÜNCHEN. Florian Ritter, in der bayeri- 
schen SPD-Landtagsfraktion zuständig 
für die Bekämpfung des Rechtsextremis- 
mus, hatte bereits in einer Anfrage im 
April die Staatsregierung auf einen von 
einem führenden bayerischen Rechtsex- 
tremisten betriebenen Wachdienst auf- 
merksam gemacht. In einer weiteren An- 
frage stellte sich nun heraus, dass die 
bayerischen Behörden bereits bei der Ge- 
nehmigung des Wachdienstes von der 
rechtsextremistischen Betätigung wuss- 
ten. Ebenso wurde offenbar, dass der 
Rechtsextremist bereits früher als Wach- 


person tätig war und dafür die nötige Zu- 
verlässigkeitsbescheinigung erhalten hat- 
te. Trotzdem wurde die Genehmigung er- 
teilt. Der SPD-Abgeordnete wies das In- 
nenministerium darauf hin, dass die Be- 
wachungsverordnung vorsieht, dass Per- 
sonen, die einer vom Verfassungsschutz 
überwachten Organisation oder einer ver- 
botenen extremistischen Gruppe angehö- 
ren, diese Zuverlässigkeit nicht besitzen. 
Beides war hier der Fall. Zudem ist der 
Besitzer der Wachfirma Mitglied der Ro- 
ckergruppe „Bandidos“. Ritter ist der 
Auffassung, dass die Regelung auch auf 
Betreiber von Wachfirmen anwendbar ist. 
Auf diesen Hinweis hin wird die Staatsre- 
gierung den Fall jetzt gerichtlich klären 
lassen und sich bei der Bundesregierung 
für eine klarere Formulierung in der Be- 
wachungsverordnung einsetzen. (...) 
wwu.spd-landtag.de I 


Neonazistische Terror- 
gruppe NSU 


Am Ende des ersten Abschnitts der Arbeit 
des Bundestags-Untersuchungsausschus- 
ses zur Zwickauer Neonazi-Terrorgrup- 
pierung steht der Abgang von drei hoch- 
rangigen Beamten des Verfassungsschut- 
zes. Wegen des skandalösen Versagens 
ihrer Ämter und der Unterdrückung und 
Vernichtung relevanter Akten in diesem 
Zusammenhang mussten der Präsident 
des Bundesamtes, Heinz Fromm, der 
Chef des Thüringer Landesamtes, Tho- 
mas Sippel und nun auch Sachsens obers- 
ter Verfassungsschützer, Reinhard Boos, 
ihren Hut nehmen. Vor allem Fromm ge- 
stand schwere Fehler ein, bekannte, dass 
man die Gefahr des Rechtsextremismus 
unterschätzt habe und nicht geglaubt 
habe, dass es handlungsfähige terroristi- 
sche Strukturen in der rechtsextremen 
Szene geben könnte. 

Im Ausschuss selbst hatte vor allem die 
Obfrau der Linksfraktion, Petra Pau, mit 
ihren Aktivitäten die Aufklärungsarbeit 
voran gebracht. (Zu ihren Aktivitäten 
dort siehe auch die Internetseite der 
Linksfraktion des Bundestages mit guten 
Übersichten.) 

Immer wieder fassungslos zeigten sich 
der Vorsitzende des Ausschusses Sebasti- 
an Edathy (SPD) und die anderen Aus- 
schuss-Mitglieder bei der Aufdeckung 
von Skandalen u.a. beim hessischen VS 
hinsichtlich des Mordes der Gruppe in 
Kassel. An Peinlichkeiten nicht zu über- 
bieten waren auch die Antworten des ehe- 
maligen Chefs des VS in Thüringen 
(1994-2000) Helmut Röver bei seiner 
Befragung im Thüringer Untersuchungs- 
ausschuss. 

Ab September soll sich der Ausschuss 
des Bundestages weiter mit dem Mord in 
Kassel und mit dem Mord an der Polizis- 
tin Michele Kiesewetter in Heilbronn be- 
schäftigen. Die türkische Gemeinde, 
nach wie vor aufgewühlt von den Morden 


der NSU an türkischen Mitbürgern, legt 
auch BKA-Präsident Ziercke den Rück- 

tritt nahe. 
Newsletter BAG gegen Rechts DIE 
LINKE, ag.rex@die-linke.de 


Friedrich muss Schredder- 
Skandal aufklären oder 


zurücktreten 

BERLIN. „Der Verfassungsschutz betreibt 
Vertuschung, und der Innenminister ver- 
sucht, die Vertuschung zu vertuschen“, 
kritisiert die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, 
das Verhalten des Bundesinnenministeri- 
ums in der Affäre um die Vernichtung 
von Akten über „NSU“-Terroristen. Jelp- 
ke weiter: 

„Es ist ungeheuerlich, wie die Behör- 
denvertreter bis hinauf zum Minister 
selbst mit dem Bundestag Räuber und 
Gendarm spielen. Gestern hat Hans-Peter 
Friedrich noch beschwichtigt, die ver- 
nichteten Akten hätten mit den Nazimör- 
dern nichts zu tun. Heute muss er bereits 
das Gegenteil zugeben. Es ist nicht Auf- 
gabe des Bundesinnenministers, den 
Bundestag abzuwimmeln, sondern ihn 
bei der Aufklärung der Nazi-Mordserie 
und der Rolle der Behörden zu unterstüt- 
zen. Wenn er dieser Aufgabe nicht ge- 
recht wird, ist er möglicherweise der 
nächste, der seinen Hut nehmen muss.“ 

Ulla Jelpke, MdB DIE LINKE. I 


„Saure Wiesen“-Gedenk- 
stätte geschändet 


BocHuUM. Zum zweiten Mal bereits wur- 
de die Gedenkstätte „Saure Wiesen“ in 
Bochum geschändet. Die VVN-BdA Bo- 
chum hat Polizei und Justiz aufgefordert, 
endlich die vorhandenen Gesetze gegen 
Nazis auch anzuwenden Die VVN-BdA 
in Bochum hat jahrelang für die Errich- 
tung der Gedenkstätte „Saure Wiesen“ 
gekämpft. Hier sind in einem der größten 
Zwangsarbeiterlager während des Fa- 
schismus in Bochum Tausende von Men- 
schen als Sklavenarbeiter ausgebeutet, 
gequält, z.T. ermordet worden. 

Nach langen Bemühungen konnte die 
Gedenkstätte „Saure Wiesen“ am 8. Mai 
2012 eingeweiht werden, z.T. in Gegen- 
wart der letzten Überlebenden. Inzwi- 
schen ist die Gedenkstätte zum 2. Mal ge- 
schändet worden. Die neofaschistischen 
Schmierereien reihen sich ein in zahlrei- 
che Nazi-Verbrechen der letzten Jahre. 
Als skandalös empfinden die Mitglieder 
der VVN-BdA Bochum es, dass in der 
Pressemitteilung der Bochumer Polizei 
von „Kriegerdenkmal“ gesprochen wird. 
Oder steckt hinter der sprachlichen Ent- 
gleisung der Polizei eine durchdachte Ab- 
sicht? 

Bochum, den 19.7.2012 
http://www.nrw.vvn- 
bda.de/texte/0948_stille_wiese.htm I 


vieler Kinder und 


Von den Tätern nicht 
schweigen 


Bei seiner für den Herbst geplanten Fahrt 
durch die Südpfalz wird der „Zug der Er- 
innerung“ die aktuellen Ereignisse um 
den „Nationalsozialistischen Unter- 
grund“ (NSU) zum Anlass nehmen, um 
auf das seit 1945 anhaltende Kontinuum 
von Rassismus und nationalem Größen- 
wahn aufmerksam zu machen. 

Das Gedenkenan 
die Opfer dürfe ; 
nicht dazu führen, "* 
dass von den Tätern 
geschwiegen wer- «, 
de, heißt es bei der 
Bürgerinitiative. 
„Der Einfluss der 
Täter hörte nach 
der Befreiung nicht 
auf. Ihre Spuren 
führen in die Ge- 
genwart.“ ö 

Beispielhaft sind MM 
die Zustände in 
Neustadt (Rhein- 
land-Pfalz), wo ei- 
nes maßgeblichen 
Schuldigen an De- 
portation und Tod 


Jugendlichen eh- 
rend gedacht wird. 

„Ohne eine gene- 
rationsübergreifen- 
de Weitergabe der 
ideologischen Ele- 
mente, die in der 
NS-Zeit radikali- 
siert wurden und zu 
millionenfachen Opfern führten, wären 
politische Gruppierungen wie die NSU- 
Zelle nicht denkbar“, heißt es in einer in- 
ternen Ausarbeitung des Trägervereins 
„Zug der Erinnerung“. 


Inzwischen stehen die Daten der Fahrt durch 
die Südpfalz fest: 


Landau: Sonntag, 14.10. / Montag, 
15.10. - Dienstag, 16.10.2012 
Germersheim: Mittwoch, 17.10. - Don- 
nerstag, 18.10.2012 
Schifferstadt: Freitag, 19.10. - Samstag, 
20.10.2012 
Neustadt: Montag, 22.10. - Mittwoch, 
24.10.2012 
Haßloch: Donnerstag, 25.10. - Samstag, 
27.10.2012 
Pirmasens: Montag, 29.10. - Mittwoch, 
31.10.2012 

www.zug-der-erinnerung.de I 


Resistancekämpfer Hans 
Heisel ist gestorben 
Trauerfeier am 18. August in Frank- 
furt am Main 

Hans Heisel, einer der letzten noch leben- 
den Zeitzeugen und Widerstandskämpfer 


gegen das Naziregime, ist 90-jährig am 
12. Juli 2012 in einer Frankfurter Klinik 
gestorben. 

Hans Heisel ist in Paris, wohin er 1940 
mit der deutschen Besatzung als Marine- 
soldat gekommen war, zum Nazigegner 
und zum Mitkämpfer in der französi- 
schen Widerstandsbewegung Resistance 
geworden. Er selbst sagte, dass ihn diese 
Zeit für sein ganzes Leben geprägt hat. 

Über seine Lebensgeschichte und Er- 


Ein Riegel aus Stein mit dem Namen des Schuldigen an Deportation 
und Massenmord von tausenden Menschen wird auf dem christlichen 
Friedhof von Neustadt (Rheinland-Pfalz) zur Andacht ausgestellt (Foto 
2011). Der Steinklotz trägt den Namen des NS-Gauleiters Josef Bür- 
ckel. Bürckel ist für die rassistischen Untaten an den Juden der Saar- 
pfalz verantwortlich, die er 1940 mit der „Reichsbahn“ nach Süd- 
frankreich verschleppen ließ. Von dort führte die Odyssee der Opfer 
in die NS-Lager und in die Vernichtung. Dem Täter lassen sowohl die 
christliche Gemeinde wie auch die Stadtverwaltung Neustadt bis heu- 
te Ehre angedeihen. Einen Antrag auf Entfernung des provokanten 
Grabmals wies der Bürgermeister von Neustadt zurück. 


lebnisse ist in den letzten Jahren in meh- 
reren Medien und Fernsehsendungen be- 
richtet worden. 

Er selbst trat als Zeitzeuge in Schulen, 
vor Jugendgruppen und in Veranstaltun- 
gen auf. In seiner eher leisen, liebenswür- 
digen Art, zuweilen mit trockenem Hu- 
mor gewürzt, gewann er schnell das Inte- 
resse und die Sympathie seiner Zuhöre- 
rinnen und Zuhörer. 

Hans Heisel lebte in den letzten Jahren 
in Frankfurt am Main. Hier ist er vor we- 
nigen Monaten schwer erkrankt, was 
schließlich zu seinem Tode führte. 

Mit seinem Tod hat die antifaschisti- 
sche Bewegung einen liebenswürdigen 
Menschen, einen treuen Freund, Kamera- 
den und Genossen, einen engagierten 
Zeitzeugten und Mitkämpfer verloren. 

In einem Nachruf heißt es: „Wo künf- 
tig gegen Faschismus, Rassismus und 
Antisemitismus gekämpft wird, wird 
man sich seiner erinnern. Wir werden ihn 
nicht vergessen.“ 

Eine Trauerfeier findet am Samstag, 
dem 18. August, um 15.30 Uhr, im 
Frankfurter DGB-Gewerkschaftshaus, 
Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, statt. 

VVN-BdA Hessen I 
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Proteste gegen „Rock für 
Deutschland 


GERA. Zum inzwischen zehnten Mal fand 
am 7. Juli das von der NPD organisierte 
„Rock für Deutschland“, eine der größten 
rechtsextremen Konzertveranstaltungen 
in der Bundesrepublik, statt — wiederum 
begleitet von breitem Widerstand. Beein- 
flusst vom Erschrecken nach der Aufde- 
ckung der Mordserie der Zwickauer Ter- 
rorzelle NSU und den damit verbundenen 
Skandalen gerade auch der Thüringer Ge- 
heimdienste war die Geraer Bevölkerung 
mit etwa 2000 Bürgern dieses Mal we- 
sentlicher aktiver am Protest beteiligt. 
Schließlich fand sich auch die Thüringer 
Landesregierung mit Ministerpräsidentin 
Lieberknecht (CDU) dazu ein. Kritisch 
kommentierten vor allem linke Demons- 
tranten ihre Ausführungen. 

Gegen das von der NPD-Zeitung 
„Deutsche Stimme“ für den 10. und 11. 
August in Viereck bei Pasewalk geplante 
Pressefest hat sich ein Aktionsbündnis 
gegründet, das friedliche und demokrati- 
sche Gegenaktionen organisieren will. 
Unterzeichner sind unter anderem der 
Verein „Demokratisches Ostvorpom- 
mern“, der DGB und die Amadeu-Anto- 
nio-Stiftung. 

Newsletter BAG gegen Rechts DIE 
LINKE, ag.rex@die-linke.de I 


NAZIs raus! 


NIEDERSACHSEN. Am 17.7. fand in Soltau 
eine Veranstaltung zum Thema Kranken- 
hausfinanzierung mit dem gesundheits- 
politischen Sprecher der Linksfraktion 
Patrick Humke und H.-D. Braun, DGB- 
Kreisvorsitzender statt. Die Veranstal- 
tung lief längst, da betrat Matthias Beh- 
rens, Führungskader der Kameradschaft 
Snevern-Jungs, stellv. NPD-Landesvor- 
sitzender, Kreistagsabgeordneter Heide- 
kreis, Ratsherr in Schneverdingen den 
Raum. Sofort forderten die Kollegen 
Kröger und Braun und auch Referent 
Humke: „Raus hier“. Nach kurzem Ge- 
plänkel verließ Behrens den Saal im Ho- 
tel Meyn in Soltau. | 


Antifaschistische Demons- 
tration in Berlin 


In der Brückenstraße in Berlin-Schöne- 
weide, wo sich in den letzten Jahren ein 
ganzes neonazistisches Netzwerk mit 
Kneipe, Laden und weiteren Lokalitäten 
festgesetzt hat, demonstrierten am 7. Juli 
350 Antifaschisten gegen diese Struktu- 
ren. Die Demo, angemeldet von der Ber- 
liner VVN-BdA, war vorläufiger Höhe- 
punkt einer Kampagne von Berliner Anti- 
fa-Gruppen mit einem Konzert auf einem 
Jugendschiff und einem Hip-Hop- und 
Graffitti-Jam für Jugendliche im Gebiet. 
Immer wieder versuchten Neonazis die 
Demo zu stören, wobei sich dabei vor al- 
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lem der Berliner NPD-Vorsitzen- 
de Sebastian Schmidke hervortat. 
Newsletter BAG gegen Rechts 
DIE LINKE, ag.rex@die-linke.de 
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Verfahren eingestellt 


DRESDEN. Sang- und klanglos hat 
jetzt die Dresdener Staatsanwalt- 
schaft das Verfahren wegen des 
Verdachts auf Bildung einer kri- 
minellen Vereinigung ($ 129 
StGB) gegen die Betroffenen des 
Polizeisturms auf das Haus der 
Begegnung am 19. Februar 2011 
eingestellt. Gegen die damals 
dort rund 20 Anwesenden war 
von den haltlosen Anschuldigun- 
gen letztlich auch nicht ein 
Hauch eines Ermittlungsansatzes 
übrig geblieben. Damit ist jedoch 
nur die Hälfte aller Fälle, die im 
Zusammenhang mit dem 19. Fe- 
bruar nach $ 129 die Staatsanwäl- 
te beschäftigen, vom Tisch. Die- 
sen Betroffenen wird vorgewor- 
fen, organisiert Neonazis angegriffen zu 
haben, ein Konstrukt, das weitere Ermitt- 
lungen zur Einschüchterung der Antifa- 
schisten möglich machen soll. Zudem 
müssen sich noch immer mehr als 100 
Personen in Strafverfahren verantworten, 
Blockade-Demonstranten, die im Februar 
2011 Plätze besetzt hatten (angeblicher 
Verstoß gegen das Versammlungsgesetz) 
und die dafür nun Geldstrafen zahlen sol- 
len. Nachwirkungen sind dadurch zu er- 
warten, dass 302 Personen, gegen die ein 
Strafverfahren eingeleitet wurde, an das 
BKA unter „politisch motivierte Krimi- 
nalität‘‘ gemeldet wurden und in einer 
Verbunddatei „Innere Sicherheit‘ gespei- 

chert sind. 
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Islamfeindliche Straftaten 
endlich separat erfassen 


„Islamfeindliche Straf- und Gewalttaten 
gegen Moscheen in Deutschland errei- 
chen inzwischen ein ähnliches Niveau 
wie vergleichbare antisemitische Über- 
griffe etwa gegen jüdische Friedhöfe. 
Doch weiterhin weigern sich Bundesre- 
gierung und Sicherheitsbehörden, solche 
Straftaten separat zu erfassen, wie es im 
Falle antisemitischer Taten nach langem 
Drängen von PDS und Linksfraktion seit 
einigen Jahren der Fall ist“ , beklagt die 
innenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE Ulla Jelpke nach der Ant- 
wort der Bundesregierung auf eine Klei- 
ne Anfrage zu „Angriffen auf Moscheen 
in Deutschland — Nachfrage‘ (Drs. 17/ 
9523) Jelpke weiter: 

„Drei Monate nach den Anschlägen 
des Islamhassers Anders Behring Breivik 
mit 77 Toten in Norwegen hatte sich die 


Ständigen Konferenz der Innenminister 
und -senatoren am 19. Oktober ohne An- 
gabe von Gründen dagegen entschieden, 
den Themenfeldkatalog der Hasskrimina- 
lität um ein Unterthema „islamfeindlich“ 
zu erweitern. Die fehlende eigenständige 


Erfassung islamfeindlicher Straftaten 
führt dazu, die Dimension der Islam- 
feindlichkeit zu verschleiern. Wenn keine 
Neonazis als Täter gefasst werden oder 
zumindest Hakenkreuze am Tatort hinter- 
lassen haben, fallen selbst Brandanschlä- 
ge auf Moscheen häufig aus der amtli- 
chen Statistik. So hatte die Bundesregie- 
rung ihrer Antwort auf eine Kleinen An- 
frage zu „Angriffen auf Moscheen in 
Deutschland“ im Mai dieses Jahres zwar 
219 politisch motivierte Straftaten — von 
Brandanschlägen über Hakenkreuz- 
schmierereien bis zu Drohanrufen und 
Schändungen mit Schweinsköpfen — ge- 
gen muslimische Gotteshäuser seit dem 
Jahr 2001 aufgezählt. Doch diese Auflis- 
tung war unvollständig, in diesem Zeit- 
raum gab es alleine 19 weitere Brandan- 
schläge, darunter eine Serie von sieben 
Brandanschlägen auf Berliner Moscheen 
in den Jahren2010/11. Obwohl der Täter 
ein fremdenfeindliches Motiv angab, 
stuft die Bundesregierung diese Anschlä- 
ge weiterhin nicht als politisch motiviert 
ein. Die Bundesregierung führt an, nicht 
jeden Anschlag als politische Tat zu wer- 
ten, nur weil die Opfer es so empfänden. 
Das erinnert fatal an das Ermittlungsver- 
sagen im Falle der NSU. Auch hier war 
die Polizei trotz mehrfacher Hinweise der 
Opfer auf eine rassistische Motivation 
dieser Spur nicht nachgegangen.“ 
Anfrage und Antwort unter www.ulla- 
jelpke.de 
Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische 
Sprecherin Fraktion DIE LINKE # 


28 Aufruf des DGB: „SCHLUSS MIT 
NAZIAUFMÄRSCHEN IN BAD 
“ NENNDORF“ 


Am 4. August 2012 wollen Neonazis aus 
ganz Deutschland und Europa in Bad 
Nenndorf wieder ihre jährliche national- 
sozialistische Propagandafeier abhalten, 
genannt „Trauermarsch“. Seit 2006 ty- 
rannisiert dieser braune Mob die Stadt. 
Zentraler Anlaufpunkt der Rechtsradika- 
len ist das Wincklerbad. Dort war von 
1945 bis 1947 ein Verhörzentrum des bri- 
tischen Geheimdienstes untergebracht, in 
dem führende Nazis inhaftiert waren, 
aber auch vermeintliche sowjetische 
Spione. Es kam zu Misshandlungen und 
Folterungen von Häftlingen. Dieser 
Missbrauch wurde von den Briten selbst 
aufgedeckt und das Lager daraufhin ge- 
schlossen. 

Was wollen die „letzten anständigen 
Deutschen“ wirklich? 

Die wahre Absicht der Neonazis ist die 
Verharmlosung der NS-Kriegsverbrechen 
und des Holocaust! Sie wollen Bad 
Nenndorf zu einer nationalsozialistischen 
Kultstätte machen und betrachten den 
Kurort als ihr „Schlachtfeld im Kampf 
um die Wahrheit“. Dabei spielt es keine 
Rolle, ob sie ihren Heldengedenktag neu- 
erdings „Marsch der Ehre“ nennen oder 
wie bisher „Trauermarsch“ — das Eine 
wie das Andere ist eine große Heuchelei! 
Dieselben Neonazis, die hier in Bad 
Nenndorf scheinbar friedlich „trauern“, 
überfallen im Umland Jugendzentren, 
schießen in Bückeburg mit Stahlkugeln 
die Fensterscheiben politischer Gegner 
ein und horten Waffen und Sprengstoffe. 
Aufihren Versammlungen werden antise- 
mitische Reden gehalten, verbotene 
Nazi-Lieder gesungen und der verbreche- 
rischen Waffen-SS gehuldigt. 

Spätestens seitdem die Mordserie der 
rechten Terrorgruppe „Nationalsozialisti- 
scher Untergrund“ bekannt wurde ist 
klar: diese Fanatiker wollen nicht nur 
spielen, sondern ihr Motto „Taten statt 
Worte“ schließt gezielte Gewalt gegen 


Schluss mit den Naziauf- 
märschen in Bad Nenndorf 


Zum geplanten Aufmarsch am 4. August in Bad Nenndorf dokumentieren wir 
die Aufrufe von DGB und Ev.-Lutherischer Landeskirche 


Anders-Denkende und Anders-Ausse- 
hende ein. 

Unserer Auffassung nach ist Faschis- 
mus keine Meinung, sondern ein Verbre- 
chen! Darum fordern wir ein Verbot der 
Nazi-Aufmärsche am Wincklerbad! 

In Bad Nenndorf, Schaumburg und 
Umgebung wächst der Widerstand 
gegen die Nazis. In den letzten Jahren 
hat es eine Vielzahl an kreativen und 
bunten Protestaktionen gegen das 
braune Spektakel gegeben. Auch in 
diesem Jahr mobilisieren Vereine, Or- 
ganisationen und beherzte Bürger ge- 
meinsam für das Ziel: 

Nazis raus! Bad Nenndorf bleibt 
bunt — Basta! 

Treten wir einem erneuten Nazi- 
Marsch entschlossen entgegen! Wir ste- 
hen für eine weltoffene, demokratische 
und solidarische Gesellschaft! Beteiligen 
Sie sich daran, der braunen Demonstrati- 
on lautstark Paroli zu bieten! Wir zeigen 
Zivilcourage und bekämpfen alle Spielar- 
ten des Rassismus und Antisemitismus! 
Wir rufen alle demokratisch gesinnten 
Menschen auf, gemeinsam mit uns fried- 
lich zu demonstrieren! SCHLUSS MIT 
NAZIAUFMÄRSCHEN! I) 


Aufruf der IKDR zur Demonstration in Bad 
Nenndorf 


Die Initiative „Kirche für Demokratie — 
gegen Rechtsextremismus“ (IKDR) in 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 
unterstützt den Aufruf des DGB Region 
Niedersachsen-Mitte und aller demokra- 
tischen BündnispartnerInnen, sich an den 
Aktionen am 3. und 4. August gegen 
Neo-Naziaufmärsche in Bad Nenndorf zu 
beteiligen. 


Unterschriftenaktion 
„Kein Naziaufmarsch am Antikriegstag!” 


Das Bündnis Dortmund gegen Rechts er- 
hält viel Zustimmung zu seiner Unter- 
schriftenaktion „Kein Naziaufmarsch am 
Antikriegstag!“ 

Volle Unterschriftenlisten kommen 
von Schulen, Gewerkschaften und Kul- 
turschaffenden. Unerträglich und bedroh- 
lich finden die meisten Gesprächspart- 
ner/innen am Infotisch der Initiative das 
Treiben der Dortmunder Neonazis. Die 
Erwartung, dass der diesjährige Auf- 
marsch der Gewalttäter und Rassisten un- 
tersagt wird, ist groß. Die Menschen in 
Dortmund haben nicht vergessen, dass 
unsere Stadt in den Wochen vor und nach 


dem Naziaufmarsch regelmäßig mit An- 
griffen auf Menschen und mit Anschlä- 
gen auf die Büros demokratischer Partei- 
en überzogen wird. 

Zu einem solchen Verbot sollen die bis- 
her eingegangenen 1500 Unterschriften 
den neuen Polizeipräsidenten ermuntern. 
Es wäre ein Zeichen der Verbundenheit 
mit einer Stadt und ihren Bürgerinnen 
und Bürgern, die seit Jahren unter dem 
Naziterror leiden und die sich immer wie- 
der im Protest den Nazimärschen entge- 
genstellen. 

Selbst wenn die Richter am Verfas- 
sungsgericht ein Verbot wieder aufheben 


Gerade angesichts der von rechtsextre- 
men Internetportalen geschürten Hetze 
gegen landeskirchliche Pastoren verurtei- 
len wir die menschenverachtende und 
menschenfeindliche Ideologie, die auch 
in den rechtsextremen Aufmärschen in 
Bad Nenndorf sichtbar wird. 


unser 


ıKreuz 


hat £ 
| keine Haken 


„Christinnen und Christen glauben an 
die Geschöpflichkeit des Menschen und 
stehen für gleiche Rechte aller Menschen 
ohne Ansehen der Religion, der Nationa- 
lität, der Hautfarbe, des Geschlechts, der 
sexuellen Identität und des Standes ein.“ 
(Landesbischof Ralf Meister) 

Rechtsextremismus und Christentum 
sind unvereinbar! Rechtsextreme Ge- 
schichtsfälschung ist unerträglich! 

Daher ruft die IKDR alle Mitglieder 
unserer Ev.-luth. Landeskirche Hanno- 
vers dazu auf, sich besonders am ökume- 
nischen Gottesdienst, an der Sabbat-Feier 
der jüdischen Gemeinde Bad Nenndorf 
als auch an der Kundgebung und De- 
monstration gegen den Neo-Naziauf- 
marsch zu beteiligen. 2) 

| 


Quelle: 
1) DGB Region Niedersachsen-Mitte 
2) www.ikdr-hannover.de 16.7.2012 


sollten, wäre doch ein wichtiges Zeichen 
der Ablehnung gegen die Rassisten ge- 
setzt. Hier gilt das Wort von Bertolt 
Brecht: „Wer kämpft kann verlieren, wer 
nicht kämpft, hat schon verloren.“ In die- 
sem Sinn sammelt das Bündnis Dort- 
mund gegen Rechts weiter Unterschrif- 
ten. Der Aufruf mit Unterschriftenliste 
kann heruntergeladen und ausgedruckt 
werden: 
http://dortmundgegenrechts. 
wordpress.com 


Pressemitteilung vom 8. Juli 2012 
Bündnis Dortmund gegen Rechts I 
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Die virtuelle Kampagne „Stolper- 
steine online“ wurde am 19. Juni 
“ beim „wichtigsten Werbefestival 
der Welt“ der Agenturen in Cannes mit 
einem der begehrten „Goldenen Löwen“ 
ausgezeichnet. Seit 1995 verlegt Gunter 
Demnig in der realen Welt Stolpersteine. 
Die sind ein bedeutender Ansatz, um den 
Opfern des Nationalsozialismus auf den 
Gehwegen vor ihren letzten Wohnungen 
einen Namen zu geben, sie im Alltag zu 
verorten. Anfang April ging ein dpa-Text 
durch zahlreiche deutsche Zeitungen: 
„Mit Online-Stolpersteinen gegen das 
Vergessen“. Der Titel geht zurück auf die 
PR-Agentur Dederichs Reinecke & Part- 
ner: Die „leistet PR-Unterstützung für 
das größte Online-Mahnmal für die Op- 
fer des Nazi-Regimes“, so die Eigendar- 


stellung. 
Was für eine Initiative verbirgt sich 
hinter der unangemessen groß- 


sprecherischen Ankündigung? 

Auf der Internetseite www.stolper 
steine-online.com soll eine digitale Karte 
entstehen, auf der europaweit alle 32 000 
Stolpersteine erfasst werden sollen, wel- 
che der Kölner Künstler Gunter Demnig 
bisher zum Gedenken an Opfer des Na- 
tionalsozialismus verlegt hat: „Unter 
www.stolpersteine-onlinecom finden 
sich alle bisher verlegten 4075 Hambur- 
ger Stolpersteine, sukzessive folgen wei- 
tere deutsche Städte. Auf Websites stol- 
pert man virtuell über Steine als Banner.“ 
Die Initiative legt nicht nur in ihrer PR- 
Arbeit Wert auf Professionalität — hinter 
ihr steht mit Jung von Matt eine der um- 
satzstärksten Werbeagenturen Deutsch- 
lands. Die ihr Knowhow einbringt: 
„Auch Offline wird die Kampagne unter- 
stützt. An signifikanten Stellen stehen Ci- 
tylight-Poster mit Stadtplanmotiv, wo 
man die Steine der direkten Umgebung 
finden kann.“. Im Mai stand etwa auf 
dem Hamburger S-Bahnhof Sternschanze 
ein entsprechendes beleuchtetes City- 
light-Poster, auf dem dicht an dicht die 
Stolpersteine zu sehen waren auf einer 
Straßenkarte. Das Poster zeigte die west- 
liche Innenstadt Hamburgs und quoll na- 
hezu über vor Stolpersteinen. Die Menge 
war beeindruckend. Weiterführende In- 
formationen gab es keine. 

Genauso wie auf der Internetseite. 
Auch hier werden wie auf den realen, 
kleinen Stolpersteinen aus Messing, die 
in die Gehwege eingelassen sind, die 
knappen, eingestanzten Daten wiederge- 
geben. Geburt, Name, Verhaftung/ 
Deportation, Angaben zum Schicksal. 
Wo die Steine dort vor den Häusern an 
die Opfer der Nazis erinnern, wo sie einst 
wohnten, stolpert über diese Gedenkstei- 
ne, wer wach durchs Leben geht. Auf der 
Straße passt auch die Form des kleinen 
Steines mit den knappen Eckdaten. 

Die PR-Agentur Dederichs Reinecke 
& Partner schreibt: „50 % aller Deut- 
schen unter 25 wissen nicht, was der Ho- 
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Stolpern im Internet 


locaust war. Um das zu ändern erfasst 
Jung von Matt auf Grundlage von Goo- 
gle-Maps und Google StreetView alle 
32000 Stolpersteine in einer digitalen 
Karte. So ‚stolpern‘ Jugendliche und jun- 
ge Erwachsene dort, wo sie einen Groß- 
teil ihres Alltags verbringen — online.“ 
Online stolpern und gedenken? „Das 
Ziel der Kampagne ist es, möglichst viele 
Menschen zum Mitmachen und zum Er- 
innern zu bewegen“, erklärt Dörte Speng- 
ler-Ahrens von Jung von Matt. Sie ist in 
der Agentur als Executive Creative Di- 
rector tätig. Und wurde bis Juni auch im 


35 Stolgärsteinez zur nina an 
Kinder während:der Nazı-Eliktalur, .. : 
Quelle: Harey Treff, Thomas Kanne Mitdrbeier des tiefituls Hr Äydiane und Umwe Homburg > 


Impressum von Stolpersteine online als 
eine von drei verantwortlichen und ver- 
tretungsberechtigten Geschäftsführern 
der Jung von Matt/Fleet GmbH genannt. 
Stolpersteine online — ein Projekt der 
Agentur Jung von Matt. 

David Wegener, ebenfalls Mitarbeiter 
bei Jung von Matt, erklärte im Mai ge- 
genüber dem Autoren: „Neben den rein 
kommerziellen Kampagnen setzt Jung 
von Matt immer wieder soziale Ideen um, 
siehe www.saveaswwf.com. Die Stolper- 
steine sind uns ins Auge gesprungen, weil 
wir sie für ein geniales Kunstwerk und 
Mahnmal halten und zugleich bemerkt 
haben, dass es keine Karte gibt, auf der 
wirklich alle Steine verzeichnet sind.“ 

Wegener betont, Stolpersteine online 
sei mit Gunter Demnig abgesprochen: 
„Wir haben ihm die Website vorgestellt 
und seine Zustimmung bekommen.“ Die 
Resonanz auf die Internetseite sei „sehr 
gut“, so Wegener: „Wir können zwar 
noch nicht hunderttausende Klicks vor- 
weisen, aber immerhin Bannerplatz im 
Wert von 40 000 Euro, der von Betreibern 
kostenlos zur Verfügung gestellt wurde. 
Viele User kommen auch über die Banner 
auf der Seite an, wie die knapp 450 Sha- 
res auf der Website zeigen.“ 

Der Banner-Slogan „Sie stolpern gera- 


de über das größte Mahnmal für die Op- 
fer des II. Reiches“ spricht UserInnen 
an, so Wegener: „Hier haben wir aller- 
dings noch keine konkreten Zahlen.“ 

Der Slogan erinnert mit seinem Super- 
lativ an kommerzielle Werbung. Die 
Agentur Jung von Matt kreiert sonst Wer- 
bung für zahlreiche bekannte Marken, 
etwa die Deutsche Post, Sixt oder die 
Bild-Zeitung. Auf dem Banner von Jung 
von Matt steht auch: „Besuchen Sie die 
Stolpersteine im Netz unter stolpersteine- 
online.com“. Und kommt so daher, als ob 
es bisher keine Websites zu den Stolper- 


steinen gibt. Ein fataler, falscher Ein- 
druck. So gibt es für die Hamburger Stol- 
persteine eine vollständige Website der 
Landeszentrale für politische Bildung, 
wo zu einigen Opfern auch mehr Infor- 
mationen verlinkt sind. Zusätzlich gibt es 
seit 2008 eine Smartphone-Applikation 
für die Hamburger Stolpersteine, die mit 
ausführlicheren Informationen im Inter- 
net verknüpft ist. Und viele weitere Web- 
sites. 

Auf der Site von Jung von Matt gibt es 
keine Hintergrundinformationen, nichts, 
was über die Eckdaten der realen Stolper- 
steine hinausgeht. Die Möglichkeiten des 
Internet werden so nicht genutzt. Jung 
von Matt, die auf ihrer offiziellen Websi- 
te erklären, es gäbe „keine erfolgreichere 
Agenturgruppe im deutschsprachigen 
Raum“, tritt so auf, als sei es einmalig, 
dass die Stolpersteine durch sie im Inter- 
net eingestellt werden: „Stolpersteine on- 
line bringt dieses Mahnmal in die digitale 
Welt“, so die Projektdarstellung auf der 
gleichnamigen Seite. Weiter heißt es dort: 
„Denn das Wichtigste im Kampf gegen 
den Faschismus ist es, die Erinnerung an 
das Unaussprechliche wach zu halten.“ 
Ein Zufall, dass hier die Rede von Fa- 
schismus ist, wo es doch konkret um die 
Opfer des deutschen Nationalsozialismus 


geht, um die Shoah — welche in Deutsch- 
land geplant und durchgeführt wurde? 
Das ganze Projekt „stolpersteine-onli- 
ne.com“ ist von einer solchen Oberfläch- 
lichkeit durchzogen, die umso auffälliger 
ist, weil das Projekt das Alleinstellungs- 
merkmal „größtes Online-Mahnmal für 
die Opfer des Nazi-Regimes“ für sich be- 
ansprucht. 

Die Agenturgruppe Jung von Matt hat 
bereits 2005 ein groß angelegtes Social- 
Media-Engagement unentgeltlich mitge- 
tragen: Für die Kampagne „Du bist 
Deutschland“ war Jung von Matt die 
Kreativagentur. Die nationale Erwe- 
ckungskampagne im Vorfeld der Fußball- 
WM 2006 kam mit einem Manifest und 
einem Werbevolumen daher, dass einma- 
lig war: Nahezu alle TV-Sender strahlten 
am 26. September 2005 den zweiminüti- 
gen Spot aus, Anzeigen gab es all überall 
in den großen Titeln, die sich alle unent- 
geltlich beteiligten. Die Reichweite be- 
trug damals unglaubliche 98 Prozent. 
Jede Bundesbürgerin wurde im Durch- 
schnitt 16-mal durch die Kampagne mit 
dem Piktogramm in den Nationalfarben 
angesprochen. Im Manifest wurde ein 
deutscher Volkskörper beschworen: 
„Doch einmal haben wir schon eine Mau- 
er niedergerissen. Deutschland hat genug 
Hände, um sie einander zu reichen und 
anzupacken. Wir sind 82 Millionen. Ma- 


Dr. Fritz Broistedt (1893 - 
1972) wurde 1971 die Ehren- 
bürgerschaft der Stadt Win- 
sen/Luhe verliehen. In Zeitungsveröf- 
fentlichungen anlässlich der Verlei- 
hung der Ehrenbürgerschaft und in 
Nachrufen wurde der Eindruck er- 
weckt, der ehemalige DP/CDU Politi- 
ker war während der NS-Zeit in Dis- 
tanz zum Regime. In der Broschüre 
„Braune Wurzeln - Alte Nazis in den 
niedersächsischen Landtagsfraktio- 
nen von CDU, FDP und DP” (herausge- 
geben von der Fraktion DIE LINKE im 
Niedersächsischen Landtag) wurde 
erstmalig die NSDAP-Mitgliedschaft 
von Dr. Broistedt dokumentiert. 

Die Historische Kommission für Nie- 
dersachsen und Bremen stufte Dr. 
Broistedt in der Veröffentlichung „Die 
NS-Vergangenheit späterer nieder- 
sächsischer Landtagsabgeordneter” 
als einen Abgeordneten ein, dessen 
NS-Engagement über die reine Mit- 
gliedschaft in der NSDAP hinausging. 
Die Stadtratsabgeordnete Anja Sto- 
eck (DIE LINKE) stellte im Winsener 
Stadtrat den Antrag Dr. Broistedt die 
Ehrenbürgerschaft zu entziehen bzw. 
sich vom damaligen Ratsbeschluss zu 
distanzieren. Eigene Nachforschun- 
gen über das NS-Engagement von Dr. 
Broistedts teilte sie ihren Ratskolle- 
gen und der Presse in einem Offenen 
Brief mit: 


chen wir uns die Hände schmutzig. Du 
bist die Hand. Du bist 82 Millionen. Be- 
handle Dein Land doch einfach wie einen 
guten Freund. Meckere nicht über ihn 
[...] Du bist Deutschland.“ 

Die nationale Erweckungskampagne 
trug mit zu einer Umdeutung des Natio- 
nalsozialismus bei: Einerseits gab es im 
Spot durchgestrichene Hakenkreuze zu 
sehen und Volksmusikstar Patrick Lind- 
ner trat zwischen den Stelen des „Holo- 
caust-Denkmals“ in Berlin zusammen 
mit einem zweiten Trompeter auf, den die 
Nazis als „lebensunwert“ in die Gaskam- 
mer geschickt hätten. Die Botschaft: Wir 
Deutschen sind geläutert, national und 
stolz, aber haben nichts mit Neonazis 
oder dem III. Reich zu tun. Diese Ideolo- 
gieproduktion von Agenturen und Me- 
dienkonzernen traf sich mit der staatli- 
chen Politik: Nazis sind pfui, Neonazis 
gehören nicht zu Deutschland — und das 
ist eine klasse Nation. Die „Du bist 
Deutschland“-Kampagne brachte es da- 
mals fertig, Profiteure und Kollaborateu- 
re des NS-Regimes und der Shoah aus 
dem Zusammenhang herauszulösen und 
als deutsche Vorbilder darzustellen: So 
den Boxer Max Schmeling, den Stahlba- 
ron August von Thyssen oder Ferdinand 
Porsche. Letzterer erbat sich für seine 
Autoproduktion bei der SS KZ-Häftlinge, 
die für sein Unternehmen schuften soll- 


Winsen/Luhe: 


ten. Und dies auch tun mussten. 

Gegenüber Kritik von links an der 
Kampagne wurde durch Jung von Matt 
offenherzig erklärt, es sei ein purer Zu- 
fall, dass 1935 das Naziregime bei einer 
großen Kundgebung mit Göring und 
Goebbels in Ludwigshafen den nahezu 
gleichlautenden Slogan „Denn Du bist 
Deutschland“ genutzt habe. 

Sicher war dies keine Absicht. Aber es 
ist eben möglich, dass sich beim Propa- 
gieren einer deutschen Volksgemein- 
schaft eine Übereinstimmung mit dem 
seinerzeit hochmodernen Marketing der 
Nazis ergibt. 

Zum heutigen deutschen Nationalis- 
mus gehört es, sich selbst zu Erhöhen mit 
der Behauptung der einmaligen Vergan- 
genheitsbewältigung der „Hitlerzeit“ und 
der hieraus vermeintlich entstandenen 
besonderen Sensibilität eines deutschen 
Volkskörpers für Ungerechtigkeiten über- 
all in der Welt. Auch ein ritualisiertes, 
formelles Gedenken an die Opfer des Na- 
tionalsozialismus kann dazugehören. So 
stolpert die deutsche Volksgemeinschaft 
kaum über ihre Vergangenheit. 

Moritz Herbst, 5.7.2012 W 


Mehr Infos: 
http://www.hamburg.de/stolperstei 
ne/71258/stolpersteine.html 


Keine Distanzierung von 


Ehrenbürger 


„In einem Gelöbnis treuer Gefolg- 
schaft den obersten Führern des Dritten 
Reiches klang die begeistert aufgenom- 
mene Rede aus.“ 

Winsener Nachrichten am 10.08.1933 
über einer Rede von Dr. Fritz Broistedt 


Die „Historische Kommission für Nie- 
dersachsen und Bremen“ hat in der Ver- 
öffentlichung „Die NS-Vergangenheit 
späterer niedersächsischer Landtagsabge- 
ordneter“ (herausgegeben vom Präsiden- 
ten des Niedersächsischen Landtages) 
erstmalig umfangreiche Angaben zur NS- 
Vergangenheit von Dr. Fritz Broistedt ge- 
macht. 

Nach weiteren Nachforschungen 
möchte ich Ihnen Details über das Enga- 
gement von Dr. Broistedt in der NS-Zeit 
mitteilen. 

Dr. Broistedt war Kreisführer vom 
„Stahlhelm — Bund der Frontsoldaten‘“, 
als dieser gleichgeschaltet und als NS- 
Organisation eingegliedert wurde. In sei- 
ner Funktion als Kreisführer des Stahl- 
helms (August 1933 — April 1934) hielt 
er politische Reden, einige Zitate aus sei- 
ner Rede anlässlich seiner Einführung: 


„Das Wort ‚Du mußt‘ und ‚Du sollst‘ 
hat mich zum Führer bestimmt und dass 
will ich auch sein.“ 

„Unsere Führer sind uns Beispiel im 
Vorleben dieses Bekenntnisses gewesen. 
Seldte und Hitler haben gefordert: Haltet 
die Treue.“ 

„Auf die Fahne wurde durch Seldte 
und Hitler gepflanzt, was 1918 verloren 
gegangen war.“ 

Einer Rede Ende August 1933 in Han- 
dorf legte er die Worte zugrunde: „Ich 
bin geboren deutsch zu fühlen, bin ganz 
auf deutsches Wesen eingestellt, erst 
kommt mein Volk, dann all die anderen 
vielen, erst meine Heimat, dann die wei- 
te Welt.“ 

Dr. Broistedt war als Kreisführer mit 
seinem Stab anwesend, als Ende August 
1933 auf einer Veranstaltung das 2. 
Wehrsport-Bataillon des Winsener Stahl- 
helms mit 334 Mann restlos zur SA über- 
tritt und als Sturmbann 6/9 angegliedert 
wurde. 

Dr. Fritz Broistedt war bis Anfang 
1935 Stabsleiter bei der Kreisbauern- 
schaft. Er wurde zum Sachbearbeiter zu- 
rückgestuft und zur Kreisbauernschaft 
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Schaumburg-Lippe versetzt, daraufhin 
kündigte er seine Stellung. 

Dr. Broistedt gab hierfür politische 
Differenzen mit der NSDAP an, es gibt 
aber deutliche Hinweise, dass seine 
Rückstufung mit einer anderen berufli- 
chen Tätigkeit von ihm im Zusammen- 
hang steht. 

Dr. Fritz Broistedt wird in der NSDAP- 
Mitgliederkartei (Mitglieds-Nr. 5767313) 
als Parteimitglied verzeichnet mit Ein- 
trittsdatum 1.5.1937. 

Ein wichtiger Aspekt ist hier, dass die 
NSDAP seit 1933 einen Aufnahmestopp 
hatte, ein Beitritt von ihm in den Jahren 
vorher war also nicht möglich. Das Ein- 
trittsformular zur NSDAP musste persön- 
lich unterschrieben werden. 

Die Nähe zur NS-Ideologie drückten 
viele dadurch aus, dass sie NS-Organisa- 
tionen beitraten. 

Auch bei Dr. Broistedt trifft dies durch 
seinen Eintritt in die NSV (Nationalso- 
zialistische Volkswohlfahrt) 1934, in den 
NS-Marinebund 1936 und in den NS- 
Rechtswahrerbund 1938 zu. 

Eine herausragend militärisch-politi- 
sche Funktion hatte Broistedt 1940 als 
Kreisgruppenführer beim Reichsluft- 
schutzbund. 

Dr. Broistedt war von 1940 — 1945 
beim Wehrbezirkskommando Lüneburg 
als Ergänzungsoffizier eingesetzt. 

Er wurde während dieser Zeit über 
mehrere Stufen vom Leutnant (MA) 


d.R.z.V. zum Korvettenkapitän (MA) 
d.R.z.B. befördert. 

Broistedt hat nach eigenen Angaben 
Vorträge zur Nachwuchsgewinnung für 
die Marine vor Schulklassen im Wehrbe- 
zirk Lüneburg gehalten. 

Dr. Broistedt wurde im Herbst 1945 
von der britischen Besatzungsbehörde 
zum stellv. Bürgermeister von Winsen 
berufen. Es ist unbekannt, ob den Besat- 
zungsbehörden das NS-Engagement von 
Broistedt zu diesem Zeitpunkt bekannt 
war, oder ob die Einsetzung von ihm mit 
einer realpolitischen Zweckmäßigkeit zu 
tun hatte, die Vorrang vor politischer Säu- 
berung hatte. 

Dr. Broisted wurde wahrscheinlich we- 
gen seines NS-Engagements zur Wahl 
der ersten Gemeindevertretung am 
15.9.46 und zur Wahl der Kreisvertretung 
am 13.10.46 als Kandidat nicht zugelas- 
sen. 
(„Mein Antrag zur Wahl der Gemein- 
devertretung 15.9. und zur Wahl der 
Kreisvertretung 13.10.46 als Kandidat 
zugelassen zu werden ist ablehnend be- 
schieden worden. “) Die neugewählte Ge- 
meindevertretung setzte ihn daraufhin als 
stellv. Stadtdirektor ein. 

Dr. Broistedt wurde 1947 im, von den 
britischen Besatzungsbehörden durchge- 
führten Entnazifizierungsverfahren, als 
nomineller NS-Unterstützer eingestuft. 
Die Winsener Kammer hält ihn am 
29.3.1947 wegen Parteizugehörigkeit un- 


Vorbereitung auf das Weltsozialforum Tunesien 2013: 


Diskussionen über Migrationspolitik 


im Maghreb 


Das nächste Weltsozialforum 
wird vom 23. bis 28. März 
2013 in Tunesien, in Tunis und 
in der osttunesischen Stadt Monastir, 
stattfinden. Vom 12. bis 18. Juli fand 
dort, in Monastir, das Vorbereitungs- 
treffen auf Einladung des Sozialfo- 
rums Maghreb statt, parallel dazu 
tagte am ersten Tag der Vorberei- 
tungskreis des Afrikanischen Sozial- 
forums. Die Migrationspolitik war ein 
wichtiger Diskussionsgegenstand 
während der Tagungen und Work- 
shops. Im ganzen Maghreb organisie- 
ren sich Widerstände gegen den Um- 
gang mit Migrantinnen und Migran- 
ten, den die dortigen Staaten - als 
Gendarm der Festung EU und oftmals 
in ihrem Auftrag - betreiben. Aus Tu- 
nis und Monastir berichtet Bernard 
Schmid 


Das Thermometer zeigt 45 Grad Celsius 
in der Mittagssonne, aber Hoceine möchte 
noch ein Bier. Seit einiger Zeit sitze ich 
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im Stadtzentrum von Tunis mit dem 30- 
jährigen Arbeitslosen zusammen, den ich 
heute Vormittag nach dem Weg gefragt 
und später wiedergetroffen hatte. Wir dis- 
kutieren über Gott und die Welt, und ich 
zeige auf den Artikel in der Tageszeitung 
La Presse de Tunisie über den Tod von 52 
harragas — Bootsflüchtlingen — bei einem 


geeignet für „eine exponierte öffentliche 
Stellung“. 

Die Soltauer Kammer schließt sich am 
7.11.1947 der Beurteilung der Winsener 
Kammer an: „Kat IV, aber nicht in öffent- 
licher Stellung zu belassen.“ Im Einrei- 
hungsbescheid wird Dr. Broistedt am 
31.12.1947 die Beschäftigungsbeschrän- 
kung „Kein öffentliches Amt‘ mitgeteilt. 

Dr. Broistedt durfte deshalb sein Amt 
als stellv. Stadtdirektor nicht mehr aus- 
üben. 

Dr. Broistedt legt Widerspruch ein und 
erreicht, dass am 7. Oktober 1948 von ei- 
ner Kammer in Lüneburg der Bescheid 
der Militärregierung aufgehoben wird 
und er in Kategorie V als entlastet entna- 
zifiziert wird. 

Die Entnazifizierung war zu diesem 
Zeitpunkt von der britischen Militärregie- 
rung auf deutsche Kammern übertragen 
worden und Dr. Broistedt schaffte es wie 
viele Nazis, sie wurden von deutschen 
Stellen entnazifiziert und bestehende be- 
rufliche Sanktionen wurden aufgehoben. 


Soweit der Offene Brief. In der Stadtrats- 
sitzung am 12. Juli 2012 bekam der An- 
trag der Ratsfrau der Partei DIE LINKE 
12 Ja-Stimmen und 7 Enthaltungen. 20 
Neinstimmen (mehrheitlich von der 
CDU) verhinderten die Annahme des An- 
trages. 
Michael Quelle, 
VVN-BdA Kreisvereinigung Stade U 


Schiffsunglück, das Anfang vergangener 
Woche bekannt wurde. Die Menschen ka- 
men meist aus dem östlichen Afrika, aus 
dem Sudan und Erythrea. 

Hocein schlägt unvermittelt beide Hän- 
de über Kopf und Gesicht zusammen: Er 
kann buchstäblich gar nicht hinsehen. 
Auch er fühlt sich in der Haut eines harra- 


ga, also eines, der die Grenzen „ver- 
brennt“, wie es der wörtlichen Bedeutung 
des Begriffs entspricht. Er würde gerne 
auswandern. Nicht für immer, nein, dazu 
mag er Tunis zu sehr, sondern für ein paar 
Jahre, wie er sagt. Seit einem Jahr sei er 
arbeitslos, weil der Tourismus weniger 
geworden sei. Vor der Revolution gegen 
das Ben Ali-Regime im Januar 2011 war 
er als eine Art Detektiv in Geschäften be- 
schäftigt, deren Umsatz jedoch stark 
an den Touristen hing. Er meint, es 
brauche „so bis 2015“, bis die Dinge 
wieder ins Lot kämen. Seine gesam- 
te Familie lebt nicht in der Haupt- 
stadt Tunis, sondern 100 Kilometer 
südwestlich davon in einem Dorf. 
Ihr würde er gerne Geld schicken, 
um seine Familie wie auch sein 
Land zu entlasten. Kurz nach der 
Revolution Anfang 2011 hat er ein 
Visum für Deutschland beantragt. 
Ehemalige Touristen, mit denen er 
sympathisiert hatte, luden ihn nach 
Hannover und nach Berlin ein. Doch 
sein Visumsantrag wurde abgelehnt. 
Seitdem lässt er sich von Besuchern 
der tunesischen Hauptstadt zum Bier 
oder zum Essen einladen und träumt 
von einer Gelegenheit zum vorübergehen- 
den Auswandern. 

Ähnlich muss man sich die Situation 
sehr vieler junger Menschen in Tunesien 
vorstellen. Mohieddine Cherbib von der 
in Paris und Tunis ansässigen „Föderation 
der Tunesier für Bürgerrechte auf beiden 
Seiten des Mittelmeers“ (FTCR) stellte 
am vergangenen Freitag, den 13. Juli in 
Monastir die Ergebnisse einer Untersu- 
chung vor, die er und andere Aktivistin- 
nen und Aktivisten im vorigen Jahr in den 
hauptsächlichen Auswanderungsregionen 
der jüngeren Zeit in Tunesien durchführ- 
ten. Viele der insgesamt rund 30 000 meist 
Jungen Tunesier, denen es im Jahr 2011 
gelungen ist, über die italienischen Inseln 
— oft über Lampedusa — auf EU-Territori- 
um einzureisen, kamen etwa aus Zarzis in 
Südtunesien. Eine Hafenstadt, die eine 
lange Auswanderungstradition hat. 

„Wir hatten uns damals gefragt, wie es 
zu verstehen ist, dass eine Revolution in 
Tunesien stattgefunden hat und die Aus- 
wanderung gleichzeitig sprunghaft an- 
steigt‘, erzählt Cherbib. „Normalerweise 
müsste eine Revolution doch die Men- 
schen erfreuen und motivieren, die Dinge 
im eigenen Land zu verändern. Wir haben 
aber schnell verstanden, dass da kein Wi- 
derspruch vorliegt. Sehr viele der jungen 
Menschen, die ab Februar oder März 
2011 auszuwandern versuchten, hatten 
zuvor an den Demonstrationen und der 
Revolution teilgenommen. Aber danach 
brach der Tourismus ein, aber auch das 
Grenzgeschäft mit Libyen — Handel und 
Schmuggel -, von dem sehr viele Leute in 
Südtunesien lebten, weil im Nachbarland 
die Revolte und dann der Bürgerkrieg 
ausbrach. Die jungen Leute wollten nun 


etwas für ihr Land und ihre Angehörigen 
tun, indem sie Geld überwiesen, um nach 
zwei oder drei Jahren zurückzukehren. 
Katastrophal wurde ihre Situation jedoch 
durch die Abschottungspolitik der EU, ge- 
rade Frankreichs und Italiens.“ 

600 bis 700 junge Tunesier sind dabei 
bis heute „verschwunden“. Viele von ih- 
nen dürften bei der Überfahrt über das 
Mittelmeer umgekommen sein. Aber in 


manchen der Fälle wollen Angehörige 
ihre Söhne, vereinzelt auch Ehemänner, 
auf Bildern und in Filmberichten von der 
Ankunft der Migranten in Italien erkannt 
haben. 

Am letzten Freitag hielten mehrere 
Mütter von „Verschwundenen“ Bilder ih- 
rer Angehörigen in dem Saal der Hoch- 
schule für Biotechnologie von Monastir 
hoch, in dem mehrere hundert Menschen 
über Migrationspolitik und die Festung 
Europa diskutierten. Ihre Versammlung 
war Bestandteil des vom Afrikanischen 
Sozialforum veranstalteten Treffens, das 
der Vorbereitung des Weltsozialforums im 
Frühjahr 2013 in Tunesien dienen sollte. 
Auch zu vielen inhaltlichen Blöcken, von 
der Verschuldung der Staaten der „Dritten 
Welt“ über Fragen des Welthandels bis zu 
Migration und dem Recht auf Bewe- 
gungsfreiheit, wurde dort debattiert. Rund 
3.000 Menschen aus Ländern Afrikas und 
Europas waren dazu in die von großen 
Salzlagunen umgebene Stadt an der tune- 
sischen Ostküste gekommen. Zwei Müt- 
ter ergriffen das Wort vor dem Teil der 
Versammelten, der über Migrationspolitik 
diskutieren wollte. Eine von ihnen wuss- 
te, dass ihr Sohn ums Leben gekommen 
sei. Die andere wollte den ihren auf Bil- 
dern aus Lampedusa erkannt haben. Sie 
und andere Eltern fordern nun vom tune- 
sischen Staat „echte Ermittlungen“ darü- 
ber, was aus ihren Angehörigen geworden 
sei: „Wir wollen wissen, ob sie vielleicht 
in italienischen Gefängnissen sitzen oder 
sonst irgendwo sind, ohne ein Lebenszei- 
chen von sich geben zu können.“ 

Noch immer versuchen junge Tunesier, 
über das Meer überzusetzen, wenngleich 
in geringerer Zahl als unmittelbar nach 


dem Umbruch von Anfang 2011. Damals 
waren die Polizeiorgane einige Wochen 
lang richtiggehend in die Defensive gera- 
ten. Doch diese Periode ist vorbei. Als ei- 
ner ihrer Beiträge zur Reduzierung der 
hohen Jugendarbeitslosigkeit hat die der- 
zeitige Regierung unter anderem sehr vie- 
le blutjunge Polizisten neu eingestellt, wie 
man auch auf den Straßen von Tunis fest- 
stellen kann. Das Innenministerium hat 
vergangene Woche bekannt ge- 
geben, im Juni dieses Jahres sei- 
en insgesamt 13 Versuche zur 
„legalen Ausreise“ vereitelt 
worden. 112 harragas, „darunter 
111 Tunesier“, seien ebenso wie 
fünf „Schlepper“ festgenommen 
worden. Erst am letzten Wo- 
chenende wurde ein Schiff mit 
4 94 Menschen an Bord, unter ih- 
; nen 88 Tunesier, durch die Küs- 
tenwache aufgegriffen. Es war 
am Samstag von einem Strand 
in der Nähe von Sfax aus in 
Richtung Italien aufgegriffen 
worden. Laut offiziellen Anga- 
ben griff die Küstenwache ein, 
; um die Migranten „aus Seenot 

zu retten und vor dem Ertrinken 
zu bewahren“. Bürgerrechtler bestreiten 
dies und behaupten, es habe sich lediglich 
darum gehandelt, einen Versuch „illega- 
ler“ Migration zu unterbinden. 

Seit einem Gesetz, das im Jahr 2004 un- 
ter der alten Diktatur verabschiedet wor- 
den war, wurde „illegale Ausreise“ als 
eine Straftat behandelt, aber auch der Ver- 
such dazu sowie die Nichtanzeige des 
Wissens über einen solchen Versuch. Das 
alte Regime seinerseits erhielt seitens der 
Europäischen Union starken Druck, um 
die unerwünschte Migration unter strikter 
Kontrolle zu halten. Daran hat sich im 
Kern nicht sehr viel verändert. Nur spricht 
man heute nicht mehr, so stellte Nicanor 
Haon von der Kampagne „Boat 4 people“ 
auf dem Sozialforumstreffen in Monastir 
fest, von „Abkommen“ zwischen der EU 
und dem tunesischen Staat. Unter den 
neuen Regierenden ist eher von „Ge- 
sprächsprotokollen‘“ und „gemeinsamen 
Überlegungen“ die Rede. Aber nach wie 
vor wird versucht, Migration nach den 
Vorgaben der Festung einzudämmen, und 
wird „Republikflucht“ — wie man es de- 
reinst in der DDR genannt hätte — recht- 
lich verfolgt. 

Am Montag voriger Woche (9. Juli 12) 
fiel ein ambivalentes Urteil in dieser Sa- 
che: Es handelte es sich um einen 
„Schlepper“, der im April 2011 neunzehn 
jungen Tunesiern zur Ausreise verholfen 
hatte, doch ihr Schiff war gekentert. Die 
Familien der Ertrunkenen hatten deswe- 
gen Strafverfolgungen erwirkt. Der 
„Schlepper“ wurde am vorigen Montag 
zu 15 Jahren Haft verurteilt. Die mangeln- 
de Vorsicht bei der Vorbereitung der Reise 
und seine Lügen - er hatte den Hinterblie- 
benen erzählt, ihre Angehörigen seien si- 
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cher in Italien gelandet — wurden dabei 
ebenso sanktioniert wie der Tatbestand 
der Hilfe zur „illegalen“ Emigration an 
sich. 

Änderungen bahnen sich unterdessen 
auf einer anderen Ebene an. Anfang letzter 
Woche kam die tunesische Regierung ei- 
ner älteren Forderung von NGOs und 
Gruppen aus der „Zivilgesellschaft‘“ nach 
und richtete einen „Rat der Auslandstune- 
sier“ für in der Emigration lebende Bürger 
ein. Dabei kündigte sie an, die Migrations- 
abkommen mit den Aufnahmeländern mit- 
tel- und längerfristig neu zu verhandeln. 
Dabei geht es jedoch ausschließlich um im 
Ausland lebende tunesische Staatsangehö- 
rige. Längst ist Tunesien jedoch nicht 
mehr nur ein Auswanderungs-, sondern 
auch ein Einwanderungs- oder jedenfalls 
ein Transitland für Migration geworden. 

Im Umgang mit den betreffenden Men- 
schen ist jedenfalls ein bisschen Besse- 
rung eingetreten, meinte der tunesische 
Menschenrechtsaktivist Mohamed bei der 
Diskussion am vorigen Freitag in Monas- 
tir. „Früher wurden aufgegriffene Migran- 
ten in ‚illegaler‘ Situation für maximal ei- 
nen Monat eingesperrt, danach auf dem 
Landweg an die Grenze zwischen Tune- 
sien und Libyen gekarrt und dort in der li- 
byschen Wüste ausgesetzt. Solche Prakti- 


Frankreich: 


ken gibt es derzeit nicht mehr“, anders als 
übrigens in Algerien und Marokko, wo 
Deportationen von unerwünschten Mig- 
ranten in die Wüstenregionen gang und 
gäbe sind — sogar ins Grenzgebiet zwi- 
schen Marokko und Mauretanien, das auf- 
grund des Konflikts mit der Polisario um 
die Westsahara noch immer vermint ist. 
Gerade Mitte vergangener Woche hat sich 
die Praxis in Marokko erneut verschärft: 
In Reaktion auf Auseinandersetzungen am 
Grenzzaun rund um die spanischen Enkla- 
ven Ceuta und Melilla, bei denen ein Poli- 
zist zu Tode kam und 30 Migranten ver- 
letzt wurden, verhafteten die Behörden am 
11. Juli in Nador 400 Migranten und setz- 
ten sie im Landesinneren aus. Unter ihnen 
26 schwangere Frauen. In Tunesien dage- 
gen, fuhr Mohamed in seiner Schilderung 
fort, „werden Abschiebungen im Augen- 
blick nur noch auf dem Luftweg durchge- 
führt. Das ist immer noch kritikwürdig, 
aber die Menschen können nunmehr zu- 
mindest ihre persönliche Habe mitnehmen 
und riskieren nicht Leib und Leben dabei.“ 

Überall in den Ländern Nordafrikas regt 
sich inzwischen aber auch zaghafter Wi- 
derstand in den Gesellschaften gegen den 
Umgang mit Migranten. Ein in Belgien le- 
bender Auslandstunesier zeigte sich in 
Monastir „entsetzt“ darüber, zu erfahren, 


dass nicht nur in Europa der Rassismus — 
der ihm dort als Einwanderer begegnet — 
und staatliche Repression gegen Migran- 
ten grassieren. Aus Algier war die zivilge- 
sellschaftliche Organisation für Migran- 
tenhilfe Rencontre developpement nach 
Monastir gekommen. Und aus Marokko 
stellten Gewerkschafter der Organisation 
democratique du travail (ODT) — eine von 
mehreren marokkanischen Richtungs-Ge- 
werkschaftsdachverbänden — die erste Ge- 
werkschaft für Einwanderer im Maghreb 
vor. 

Das Collectif syndical des travailleurs 
immigres au Maroc (CSTIM), das von 
dem kongolesischen Staatsbürger Marcel 
‚Amiyeto geleitet wird, wurde am 1. Juli 
dieses Jahres gegründet, mit tatkräftiger 
Unterstützung der ODT, die die Migran- 
tenorganisation als Mitgliedsgewerk- 
schaft aufgenommen hat. Zuvor hatten 
erstmals am 1. Mai marokkanische und 
migrantische Lohnabhängige zusammen 
demonstriert, und hatten die Einwanderer 
massiv Präsens gezeigt. Am 6. und 7. Ok- 
tober 12 soll nun im (ost)marokkanischen 
Oujda ein „Sozialforum der Migranten“ 
mit Beteiligung aus der gesamten Region 
stattfinden. Unsere Zeitung wird dabei 
sein. 

Bernhard Schmid 


Elemente zur Einwanderungspolitik 
der neuen Regierung 


Dem Wahlkampf folgten die ers- 
ten Schritte der neuen Regierung: 
Seit Mitte Mai dieses Jahres — 
nachdem der Ausgang der Präsident- 
schaftswahlen vom 6. Mai feststand — 
steht die aus Sozialdemokraten und Grü- 
nen gebildete Regierung von Premiermi- 
nister Jean-Marc Ayrault. Bei den Parla- 
mentswahlen am 10. und 17. Juni d.J. 
wurde sie im Amt bestätigt. Nunmehr hat 
sie ernsthaft zu arbeiten begonnen. Wäh- 
rend einige ihrer ersten Schritte bei der 
Sozial- und Wirtschaftspolitik bereits für 
die ersten mehr oder minder herben Ent- 
täuschungen sorgten, soll es an dieser 
Stelle um die bisherigen Maßnahmen bei 
der „Ausländer“ politik, und am Rande auf 
dem Feld der „Inneren Sicherheit“, gehen. 
Wirken diese Politikbereiche doch ‚„ideo- 
logieprägend‘“, und beeinflussen sie ins- 
besondere die Geisteshaltung der Wähle- 
rInnen und potenziellen WählerInnen der 
extremen Rechten. 

Im Wahlkampf hatten der nunmehrige 
Präsident Frangois Hollande und sein Pre- 
mierminister Jean-Marc Ayrault versucht, 
bei diesen Themen den Ball flach zu hal- 
ten. Es sollte zu keiner scharfen Links- 
Rechts-Polarisierung zu diesen Themen 
kommen, von denen man befürchtete, 
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eine stärkere Aufwallung der Emotionen 
könne dem (im weiteren Sinne) linken 
und sozialdemokratischen Lager eher 
schaden denn nutzen. Auf seiner Seite 
versuchte Noch-Präsident Nicolas Sarko- 
zy umgekehrt, vor allem auf dem Feld der 
Einwanderungspolitik mit verbalen Atta- 
cken scharf zu polarisieren. 

Ankündigungen zu diesen Themen gab 
es nur insoweit, als die TV-Journalisten 
beim großen Fernsehduell der beiden Prä- 
sidentschaftskandidaten Hollande und 
Sarkozy am Abend des 2. Mai 2012 — das 
Frangois Hollande deutlich gewann, 
nachdem die letzte sozialdemokratische 
Präsidentschaftskandidatin Segolene 
Royal am 2.5.2007 gegen Sarkozy haus- 
hoch unterlegen war — auch Fragen zu der 
Thematik stellten. Frangois Hollande hielt 
sich dazu jedoch bedeckt, und wollte ins- 
besondere keine Aussagen zu den „legal“ 
in Frankreich lebenden Einwanderern 
treffen; im Gegensatz zu Sarkozy und sei- 
nem Innenminister Claude Gu£ant, die zu 
dem Zeitpunkt offen von einer Verringe- 
rung der Zahl der „legalen“ Zuwanderer 
(durch Familiennachzug oder Eheschlüs- 
se mit französischen StaatsbürgerInnen) 
sprachen. 

Er hielt sich an eine strikte Unterschei- 


dung zwischen „legal“ und „illegal“. Und, 
einmal bedrängt durch Nachfragen der 
TV-Journalisten („Gibt es nun zu viele 
Ausländer in Frankreich?‘“) konzedierte 
er: „Es gibt zu viele illegale Ausländer.“ 
Diese seien „dazu berufen, das Land zu 
verlassen oder ggf. abgeschoben zu wer- 
den“. Gleichzeitig bekräftigte er das Ver- 
sprechen, das er rund zehn Tage zuvor in 
einem Brief an die, sehr institutionelle 
und „moderat“-staatstragende, NGO 
France Terre d’Asile (FTDA - „Frank- 
reich, Asylland‘‘) abgegeben hattel: Die 
Verhängung von Abschiebehaft — franzö- 
sisch retention administrative, wobei sie 
im französischen Recht nicht als „Haft“ 
betrachtet wird, sondern als rein verwal- 
tungstechnischer „Gewahrsam“ — solle 
„die Ausnahme und nicht die Regel bil- 
den“. Zudem sollten nach Möglichkeit 
keine Kinder mit ihren Angehörigen in 
„Abschiebegewahrsam“ kommen. Dieses 
Versprechen folgt der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Men- 
schenrechte in Strasbourg. 

Ermöglicht werden sollte diese letztge- 
nannte Zielsetzung, indem man dasselbe 
Ziel, also die freiwillige oder erzwungene 
Ausreise der Betreffenden, mit anderen 
Mitteln erreichen würde: Durch assigna- 


tion & residence (wörtlich „Zuweisung ei- 
nes Wohnorts“, gemeint ist hier jedoch, 
dass ein Mensch in seiner Wohnung bleibt 
und sich in regelmäßigen Abständen bei 
der örtlichen Polizeidienststelle meldet) 
sollte gewährleistet werden, dass „illega- 
lisierte‘‘ und zur Abschiebung bestimmte 
Einwanderer auch tatsächlich zur Ausrei- 
se verpflichtet werden. Nur sollten sie 
ihre Abreise in der eigenen Wohnung vor- 
bereiten können. Dies hat sicherlich eini- 
ge Vorteile unter humanitären Gesichts- 
punkten, wenn man die Lebensbedingun- 
gen in den Centres de r&tention adminis- 
trative (CRA, ungefähre Entsprechung zu 
den deutschen Abschiebeknästen) kennt. 
Allerdings auch Nachteile aus Sicht der 
betroffenen Einwanderer. Denn während 
man in einem CRA Tag und Nacht einsitzt 
— da es sich juristisch nicht um Haft han- 
delt, gibt es allerdings einige handfeste 
Erleichterungen gegenüber Gefängnissen, 
die Insassen dürfen etwa frei telefonieren 
—, Kontakt zu dort präsenten NGOs hat 
und Rechtsmittel gegen den „Gewahr- 
sam“ und gegen die Ausreiseverpflich- 
tung einlegt, ist die Situation beim Ge- 
wahrsam zu Hause eine andere. Aufgrund 
der unterschiedlichen Situation konzen- 
triert man sich oft weit weniger darauf, 
die erforderlichen Rechtsmittel einzule- 
gen (zumal der Rechtsweg gegen die Ver- 
hängung des Abschiebegewahrsams ja 
entfällt). Und wenn dann plötzlich die Po- 
lizei um sechs Uhr früh vor der Tür steht, 
um die Ausreise auch durchzuführen und 
die Betroffenen direkt zum Flughafen zu 
bringen, dann ist es für den Rechtsweg 
i.d.R. zu spät. 


Abschiebehaft und Kinder 


Am 6. Juli 2012 hat Francois Hollandes 
Innenminister Manuel Valls, ein Mann des 
rechten Flügels der französischen Sozial- 
demokratie, diesen Ankündigungen nun 
erste Taten folgen lassen. Mittels einer an 
alle Präfekten gerichteten circulaire 
(„Rundschreiben“, ungefähr: eine Minis- 
terialverordnung;) forderte er diese juristi- 
schen Vertreter des Zentralstaats in den 
Departements dazu auf, sich an oben aus- 
geführter Linie zu orientieren. Der Text 
enthält dementsprechend zwei Teile: Im 
ersten Abschnitt wird dargelegt, dass Fa- 
milienangehörige von „zur Ausreise ver- 
pflichteten“, da „illegalen“ AusländerlIn- 
nen — insbesondere Kinder und Jugendli- 
che — tunlichst nicht mit ihren Familien in 
Abschiebegewahrsam genommen werden 
dürften. Vielmehr solle die Verpflichtung 
zur Einhaltung von polizeilichen Melde- 
auflagen als Alternative dazu dienen, und 
es gleichzeitig erlauben, die Ausreise die- 
ser Familien vorzubereiten. In einem 
zweiten Abschnitt geht es dann jedoch um 
die Ausnahmen von dieser Regeln: Sofern 
die Erwachsenen der Familie entweder ih- 
rer Meldepflicht nicht nachkommen, oder 
aber versuchen, sich der angeordneten 
Ausreise zu entziehen, dann entfällt diese 


Anordnung. In diesem Falle können also 
alle Familienmitglieder wiederum in eine 
(de facto) Abschiebehaftanstalt, in ein 
CRA, eingewiesen werden. (Nach franzö- 
sischem Recht können Menschen für ma- 
ximal anderthalb Monate in einem CRA 
festgehalten werden, insofern kann es aus 
Sicht des Staates durchaus praktisch sein, 
viele „Abschiebekandidaten“ bei sich zu 
Hause zu „verwahren‘“.) 

Innenminister Manuel Valls kündigte 
ferner an, diese neue Regel werde nicht für 
die — administrativ zu Frankreich gehören- 
de, und seit einer Abstimmung im März 
2009 nun das 101. Departement bildende 
— Insel Mayotte gelten. Besonders dort 
aber stellt sich die Frage der Abschiebe- 
haft für Kinder: Im europäischen Frank- 
reich, der „Metropole“, wurden bislang 
jährlich rund 400 Kinder in Abschiebege- 
wahrsam genommen. Doch auf der Insel 
Mayotte wurden dort im letzten Jahr 5.389 
Kinder in der dortigen Abschiebeanstalt, 
wo besonders menschenunwürdige Bedin- 
gungen herrschen, registriert. Hintergrund 
ist, dass Mayotte zum Komoren-Archipel 
zählt (die Insel wurde bei der Unabhängig- 
keit der Komoren 1975 durch Frankreich 
künstlich aus dem Archipel herausgelöst) 
und vom Rest der Inselgruppe keine 70 
Kilometer entfernt liegt. Doch die mate- 
riellen Lebensbedingungen weisen ein 
starkes Gefälle auf. Seit der Einführung ei- 
ner Visumspflicht für komorische Staats- 
bürger/innen im Jahr 1994 ertranken rund 
5.000 Menschen in dem Meeresarm, der 
die Inseln trennt. Valls begründete die be- 
absichtigte Ausnahmeregelung für Mayot- 
te mit „dem starken Wanderungsdruck 
dort“. Aus Sicht der Einwohner/innen der 
Komoren allerdings befinden sie sich auf 
Mayotte „im eigenen Land“. 

Eine Reihe von französischen NGOs — 
der GISTI, die „Beobachtungsstelle für 
den Freiheitsentzug für Ausländer“ 
(OEE), der MRAP... — haben angekündigt, 
die neue Verordnung von Innenminister 
Valls durch eine Klage beim Obersten Ver- 
waltungsgericht (Conseil d’Etat) überprü- 
fen zu lassen. 


Krankenversicherung für 
illegalisierte Einwanderer 


In der Nacht vom 19. zum 20. Juli stimm- 
te die französische Nationalversammlung 
über die Ausgestaltung der Aide medicale 
d’Etat (AME, „staatliche Arzneihilfe“) 
ab. Die AME ist eine Art Sonder-Kran- 
kenversicherung, die „illegalisierten“ 
Einwanderern offen steht, sofern sie — 
laut eigenen Angaben — unter 640 Euro 
pro Monat verdienen und sich seit über 
drei Monaten in Frankreich aufhalten. 
Historisch hatten diese Menschen keiner- 
lei Zugang zu einer Krankenversiche- 
rung, obwohl sich in den 1990er Jahren 
Netzwerke von Ärztinnen herausbilde- 
ten, die bereit waren, sie dennoch zu be- 
handeln. Im Jahr 2000 führte die damali- 
ge sozialdemokratische Regierung die 


AME ein, und zwar nicht nur aus huma- 
nitären Motiven, sondern vor allem auch 
aus Gründen staatlicher Gesundheitspoli- 
tik: Wenn eine größere Zahl von Men- 
schen sich nicht medizinisch behandeln 
lassen kann, dann drohen, bereits ausge- 
rottete oder aber ansonsten mehr oder 
minder leicht zu bekämpfende Krankhei- 
ten (wieder) aufzutreten. 

Die Rechtsregierungen unter der UMP 
hatten aus dem genannten Motiv heraus 
die AME ebenfalls beibehalten. Aller- 
dings hatte die letzte Rechtsregierung im 
März 2011 eine franchise (einen „Freibe- 
trag“, einen Selbstbehalt) eingeführt: Um 
die jeweils für zwölf Monate gewährte 
AME-Bescheinigung zu erhalten, muss- 
ten die Antragsteller/innen dreißig Euro 
hinlegen. Aus ökonomischen Gründen 
hielt dies viele von ihnen davon ab, einen 
Antrag zu stellen, außer bei dringender 
Not. 

In der Nacht zum 20. Juli schaffte die 
Nationalversammlung den „Freibeitrag“ 
nunmehr wieder ab. Rechte Abgeordnete 
tobten. Die UMP focht dafür, den 30 
Euro-Eigenbeitrag zu behalten. Hingegen 
forderten die beiden Abgeordneten des 
Front National, Gilbert Collard und Mari- 
on Maröchal-Le Pen, eine vollständige 
Streichung der AME. Collard bemühte 
sich dabei darum, zu dementieren, dass 
dies irgend etwas mit Hass zu tun habe. 
Vielmehr habe er rein rationale, nüchtern 
ökonomische Beweggründe: „Wären wir 
reich, dann würde ich für die universelle 
Großzügigkeit eintreten. Aber unser Land 
kann es sich nicht erlauben“, usw. usf. 


Sonstiges 


Eine ministerielle Verordnung vom 31. 
Mai 12, die wir in der nächsten Ausgabe 
eingehender darstellen werden, erleich- 
tert für ausländische Studienabgän- 
ger/innen erneut (nach einer gegenteili- 
gen Verordnung vom 31.5.11) den Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt. Bei der „Inneren 
Sicherheit‘‘ hingegen beerdigte Manuel 
Valls vorläufig ein anderes Versprechen 
von Präsidentschaftskandidat Frangois 
Hollande: Bei jeder Personenkontrolle 
eine Art „Quittung“ auszustellen, um 
missbräuchliche und schikanöse Kontrol- 
len — viele Jugendliche mit Migrations- 
hintergrund werden zwanzig mal pro Tag 
polizeilich kontrolliert — einzudämmen. 
Die Mehrheit der Polizeigewerkschaften 
wollte davon nichts wissen. Valls er- 
wähnte das Versprechen bei einer Rede 
vor hohen Polizeibeamten mit keinem 
Wort, sondern forderte dort lediglich eine 
Selbstverpflichtung zu Benimmregeln. 
So soll das systematische Duzen durch 
Polizisten künftig unterbleiben. 
Bernhard Schmid, Paris I 


1 Vgl. hitp://www.franceterre-asi- 
le.org/component/flexicontent/item/7059-cpim- 
migration-centres-de-retention-le-mensonge-de-n-sar- 
kozy- 
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:flucht und migration 


Erfolg: Lager Zella-Mehlis 
wird geschlossen 


Eineinhalb Jahre nach dem Höhepunkt der 
von The VOICE Refugee Forum initiier- 
ten Break Isolation-Aktionen in Zella- 
Mehlis und Meiningen haben die kämp- 
fenden Flüchtlinge ihr Ziel durchgesetzt: 
Das Lager wird geschlossen und alle 
Flüchtlinge bekommen Wohnungen! 

Die Break Isolation-Kampagne war 
stark verbunden mit dem Kampf für die 
Schließung des Lagers in Zella-Mehlis 
und der Forderung nach Wohnungen für 
alle. Eineinhalb Jahre nach dem Höhe- 
punkt der Aktionen und der kontinuierli- 
chen Dokumentationsarbeit bis heute hat 
die private Betreiberfirma den Vertrag ge- 
kündigt und der Kreistag für die Schlie- 
Bung gestimmt. 

Vor zwei Jahren begann die Communi- 
ty, entschieden auf der Schließung von na- 
mentlich vier Isolationslagern zu beharren. 
Heute sind zwei davon Geschichte. 

Lasst uns das als ein Zeichen hinaussen- 
den an all die kämpfenden Flüchtlinge in 
Möhlau, Remscheid, Velbert, Meinersen, 
Fallersleben, Bramsche, Sinsheim oder 
Deggendorf und insbesondere an die Pro- 
testcamps in Würzburg, Aub, Bamberg, 
Regensburg, Osnabrück und Düsseldorf: 
In Solidarität werden wir es schaffen. 

Refugee Protest -Tent Action 2012: So- 
lidarität mit den kämpfenden Flüchtlingen 
Quelle: http://thecaravan.org/tent 
18.7.2012 M 


Flüchtlingsproteste in 
Bayern weiten sich aus 


Protestcamps in Würzburg, Bamberg 
und Aub / Am 14.7.12 Demonstration in 
Nürnberg 

Seit fast vier Monaten protestieren Flücht- 
linge in Würzburg für ihre Anerkennung 
als politisch Verfolgte, gegen Abschiebun- 
gen, Lagerunterbringung, Essenspakete 
und Residenzpflicht, sowie für einen un- 
eingeschränkten Zugang zu Arbeit und 
Bildungsangeboten. 

Doch lange Zeit wurde nur noch über 
die Form des Protests geredet und darüber, 
ob es ein legitimes Mittel sei, wenn 
Flüchtlinge sich den Mund zunähen. „Es 
steht uns nicht zu, über die Wahl der Pro- 
testmittel zu urteilen“, erklärt Alexander 
Thal, Sprecher des Bayerischen Flücht- 
lingsrats. „Wer die Lebenssituation im 
Flüchtlingslager nicht am eigenen Leib er- 
lebt hat, kann das Ausmaß der Verzweif- 
lung nicht ermessen, unter dem die Flücht- 
linge leiden. Wir sollten deshalb nicht da- 
rüber diskutieren, wie Flüchtlinge gegen 
ihre Diskriminierung protestieren, sondern 
was sie dazu zwingt!“ 

Die Würzburger Flüchtlinge haben ihre 
Verzweiflung in einen aktiven öffentlichen 
Protest verwandelt, den sie seit fast 4 Mo- 
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naten durchführen. Flüchtlinge in ganz 
Bayern orientieren sich an diesem Vorbild 
und organisieren weitere Protestaktionen. 
In Aub und in Bamberg finden seit einer 
Woche Protestcamps statt, mit denen 
Flüchtlinge ebenfalls inmitten der Innen- 
städte auf ihre Forderungen aufmerksam 
machen. Für Samstag, den 14.7.2012, 
wurde zudem eine Demonstration in 
Nürnberg organisiert. 

„Wir erklären uns solidarisch mit den 
Forderungen der streikenden Flüchtlinge“, 
so Thal. „Die zuständigen Behörden in 
Bayern und auf Bundesebene müssen sich 
jetzt ernsthaft mit ihren Forderungen aus- 
einandersetzen. Weiteren Druck wird das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Asylbewerberleistungsgesetz bringen, das 
am 18.7.2012 gefällt werden wird. Danach 
kann die Lagerunterbringung schneller 
kippen, als der bayerischen Staatsregie- 
rung liebt ist.“ 

Quelle: Bayerischer Flüchtlingsrat 
10.7.2012 M 


Bramscher Flüchtlinge 
besetzen Schlossgarten 


OSNABRÜCK. Flüchtlinge aus der Landes- 
aufnahmebehörde Bramsche-Hesepe ha- 
ben am 10.7. um 13 Uhr ein 
Protestcamp im Schloßgarten 
Osnabrück eröffnet, es wurden 
Zelte aufgebaut und ein Banner 
entrollt: Lieber im Zelt als im 
Lager! Nachdem sich abzeich- 
nete, dass der Antrag auf Dul- 
dung der Demonstration abge- 
lehnt wurde, haben Vertreter 
des AStA (Allgemeiner Studie- 
renden Ausschuss) verkündet, 
dass sie den Flüchtlingen Asyl 
auf Uni-Gelände gewähren. Um 
21.30 Uhr wurde dann die Ver- 
sammlung auf Stadtgelände of- 
fiziell durch die Versammlungsleitung be- 
endet. Daraufhin wurde das Camp auf eine 
benachbarte Wiese, die Universitätsgelän- 
de ist, verlegt. Nachfolgend dokumentie- 
ren wir die heutige Presseerklärung der 
Flüchtlinge: 


Lieber im Zelt als im Lager! 


Seit der Inbetriebnahme des Abschiebela- 
gers Bramsche-Hesepe im Jahr 2000, wo 
an die 600 Menschen untergebracht sind, 
gab es immer wieder Flüchtlings-Proteste 
für dessen Schließung. Erst letzte Woche 
demonstrierten 50 Personen im Lager aus 
Solidarität mit dem afghanischen Asylbe- 
werber Vahid Farouz, dessen Asylantrag 
abgelehnt wurde und gegen die dortigen 
Lebensbedingungen. Um Kontakt zur Os- 
nabrücker Bevölkerung herzustellen und 
zumindest zeitweilig die Isolation zu 
durchbrechen, haben MigrantInnen und 
AktivistInnen ein Protestcamp im Osna- 


brücker Schlossgarten eröffnet. Alle sind 
eingeladen sich zu informieren und die 
Forderungen der MigrantInnen zu disku- 
tieren. Wer auch immer sich auf die Flucht 
oder Wanderung begibt hat Gründe, ob po- 
litische Verfolgung, wirtschaftliche Not, 
gesellschaftliche Unterdrückung o.ä. Die 
Verantwortung der westlichen Industrie- 
staaten für den Zustand der Welt ist nicht 
zu leugnen. Globale Ungerechtigkeit muss 
überwunden und Würde und (Bewe- 
gungs)Freiheit für Alle Menschen muss 
erkämpft werden! 


FORDERUNGEN an LAGERLEITUNG und 
POLITIK und GESELLSCHAFT: 


BD Freie Wahl der Verpflegung, eigene 
Kochmöglichkeiten im Lager! 

D Ausreichende medizinische Versorgung, 
freie Arztwahl! 

B Zugang der Kinder zu Kindergärten und 
Schulen außerhalb des Lagers! 

D Normale soziale Sicherung statt 40 Euro 
Taschengeld pro Monat! 

B Arbeitserlaubnis außerhalb des Lagers 
statt 1 Euro-Jobs im Lager! 

BD Bewegungsfreiheit über die Grenzen 
von Landkreis/Bundesland hinaus! 

> Auflösung aller Flüchtlingslager, Woh- 
nungen für MigrantInnen! 

B Anerkennung von Armut, Krankheit und 
geschlechtlicher Unterdrückung als Asyl- 


grund! 


Foto: www.ndsfluerat.org 


B Verwirklichung einer längst möglichen 
Welt, in der alle Menschen nach ihren Fä- 
higkeiten mitwirken und nach ihren Be- 
dürfnissen leben können! 
Rat der Flüchtlinge No Lager! im Ab- 
schiebelager Bramsche-Hesepe, Antiras- 
sistische Gruppe aus Osnabrück 
Quelle: http://www.nds-fluerat.org — 
10.7.2012 


Sondergesetz Asylbewerber- 
leistungsgesetz abschaffen 


„Das heutige Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts ist ein erneuter Schlag ins 
Gesicht der herrschenden Politik. Der Ers- 
te Senat des Bundesverfassungsgerichts 
hat entschieden, dass die Regelungen zu 
den Grundleistungen in Form der Geld- 


leistungen nach dem Asylbewerberleis- 
tungsgesetz mit dem Grundrecht auf Ge- 
währleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG 
in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG un- 
vereinbar sind. Die staatlichen Hilfen für 
Asylbewerber und Kriegsflüchtlinge müs- 
sen laut Gericht erhöht werden und künf- 
tig in etwa auf dem Niveau von Sozialhilfe 
und Hartz IV liegen“, erklärt die migrati- 
onspolitische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE, Sevim Dagdelen, anlässlich 
des heute gefällten Urteils des Bundesver- 
fassungsgerichtes zur Verfassungsgemäß- 
heit der Geldleistungen nach dem Asylbe- 
werberleistungsgesetz (AsylbLG). 

Dagdelen weiter: „Das Gericht hat mit 
seinem Urteil festgestellt, was längst be- 
kannt ist: Flüchtlinge in Deutschland wer- 
den unwürdig behandelt. Es war schon da- 
mals, 1993, ein Skandal, dass ein Exis- 
tenzminimum zweiter Klasse eingeführt 
wurde und heute etwa 130000 Menschen 
in Deutschland mit lediglich 60 Prozent 
der Regelsätze für Hartz-IV auskommen 
müssen. Das dies häufig nur in Form ent- 
mündigender Lebensmittelpakete oder 
von Gutscheinen gewährt wird, ist beson- 
ders unwürdig. Diese im Kern rassisti- 
sche Instrumentalisierung des Leistungs- 
rechts muss sofort beendet und das ge- 
sonderte Existenzminimum nur für Asyl- 
suchende und somit das Asylbewerber- 
leistungsgesetz komplett abgeschafft 
werden. 

Nicht vergessen werden darf, dass das 
AsylbLG seinen Ursprung im sog. Asyl- 
kompromiss und der damit faktischen 
Abschaffung des Rechts auf Asyl hat. Da- 
mit haben sich 1992 CDU/CSU, FDP und 
SPD zum Erfüllungsgehilfen des rassisti- 
schen Mobs gemacht, den sie selbst ge- 
meinsam mit den Leitmedien im nationa- 
listischen Taumel mit einer Hetzkampa- 
gne gegen einen angeblichen ‚Asylmiss- 
brauch‘ befeuert haben. Das Sonderge- 
setz sollte mit zur Abschreckung dienen. 
Es ist außerordentlich begrüßenswert, 
dass das Bundesverfassungsgericht auch 
hier wegweisend erklärt hat, dass die Men- 
schenwürde auch migrationspolitisch 
nicht zu relativieren ist und der Abschre- 
ckungspolitik der herrschenden Parteien 
eine Absage erteilt hat. 

Konsequenterweise müsste das Sonder- 
gesetz AsylbLG ganz abgeschafft 
werden. DIE LINKE fordert nicht nur die 
Anhebung der Grundleistungen, sondern 
Gleichstellung!“ 

Berlin, den 18. Juli 2012 
Pressemitteilung von Sevim Dagdelen 
(MaB DIE LINKE., Sprecherin für Migra- 
tion und Integration der Fraktion DIE 
LINKE. im Deutschen Bundestag IM 


Gutscheinpraxis in Nieder- 
sachsen sofort beenden! 


Das Bundesverfassungsgericht hat ver- 
langt, dass die staatlichen Hilfen für Asyl- 


bewerber und Kriegsflüchtlinge erhöht 
werden müssen. Sie sollen künftig in etwa 
auf dem Niveau von Sozialhilfe und Hartz 
IV liegen. Dazu erklärte die innenpoliti- 
sche Sprecherin der Fraktion DIE LINKE 
im Landtag, Pia Zimmermann: 

„Das Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts zeigt, wie unwürdig Flüchtlinge in 
Deutschland behandelt werden. Es ist 
auch eine Niederlage für die Landesregie- 
rung, die seit Jahren an der Ausgabe von 
Gutscheinen festhält. Diese Praxis muss 
enden: Die Flüchtlinge sollen die ihnen 
zustehenden Leistungen künftig in Bar- 
geld ausgezahlt bekommen. Das ist das 
Mindestmaß zur Wiederherstellung der 
Menschenwürde.‘ 

Fraktion DIE LINKE Niedersachsen U 


Inhaftierung statt Heirat? 


Darf ein Bräutigam auf dem Standesamt 
festgenommen und mit dem vagen Ver- 
dacht einer beabsichtigten „Scheinehe“ in- 
haftiert und abgeschoben werden, obwohl 
seine Ehefrau in spe und das örtliche Frau- 
enhaus dieser Behauptung heftig wider- 
sprechen? Das Lüneburger Landrecht 
scheint nach dem Motto zu funktionieren: 
Im Zweifel auf Verdacht einsperren! 

Als die deutsche Staatsbürgerin Keser Y. 
und ihr kurdischer Verlobter Idris S. am 
26. Juni 2012 arglos beim Standesamt in 
Scharnebeck (LK Lüneburg) vorsprachen, 
um nach bereits erfolgter religiöser Heirat 
auch ihre gesetzliche Eheschließung anzu- 
melden, wurde der Ehemann Idris S. zur 
großen Bestürzung des Paars festgenom- 
men und in Abschiebungshaft gebracht. In 
etwa zwei Wochen droht ihm die Abschie- 
bung in die Türkei.Verantwortlich für die 
Inhaftierung ist die für Idris S. zuständige 
Ausländerbehörde des Landkreises Coes- 
feld, die den Haftantrag gestellt hatte. Der 
nach Form und Inhalt äußerst schlampige 
Haftantrag wurde ohne Anhörung der 
Ehefrau mit einem bestehenden „Verdacht 
auf Scheinehe“ begründet, obwohl die 
Ehefrau in spe in einer persönlichen Erklä- 
rung deutlich machte, dass sie Idris S. 
ohne jeden Zwang und aus Liebe heiraten 
will. Dennoch gab das Amtsgericht Lüne- 
burg mit Beschluss vom 26.6.2012 dem 
Haftantrag statt. 

Im Beschwerdeverfahren vor dem 
Landgericht ergänzte die Ausländerbehör- 
de — nach bereits erfolgter Inhaftierung — 
ihr Vorbringen. Dies reichte dem Landge- 
richt Lüneburg aus, um die Haftanordnung 
bestehen zu lassen. Der Haftantrag sei 
„mittlerweile“ ordnungsgemäß begründet 
worden, erklärte das Landgericht in sei- 
nem Beschluss vom 5.7.2012, und führte 
zur weiteren Begründung aus: 

„Der Betroffene kann nicht mit Erfolg 
einwenden, der Abschiebung stünden ver- 
fassungsrechtliche Garantien, insbesonde- 
re der Schutz von Ehe und Familie nach 
Art. 6 GG entgegen. Der Kammer kommt 
bei der Beurteilung der Notwendigkeit der 


Sicherungshaft nur eine eingeschränkte 
Prüfungskompetenz zu, da die Frage der 
Ausweisung und Abschiebung Sache der 
Verwaltungsgerichte ist.“ Die Ehe stehe 
im Übrigen auch nicht unmittelbar bevor, 
weil das zuständige Standesamt auftelefo- 
nische Nachfrage bestätigt habe, dass man 
von einer Scheinehe ausgehe. 

Ortrud Glowatzki, eine im Frauenhaus 
Lüchow arbeitende erfahrene Psycholo- 
gin, bringt diese Argumentation in Rage: 
„Ich arbeite seit knapp 25 Jahren im Frau- 
enhaus und der Frauenberatungsstelle in 
Lüchow. Seither habe ich vielen vorwie- 
gend jungen, aber auch älteren Frauen Hil- 
festellung gegeben, die von Zwangsver- 
heiratung bedroht waren oder zwangsver- 
heiratet worden sind. Es empört mich un- 
gemein, dass — aus welchen unmenschli- 
chen Motiven auch immer Zwangsverhei- 
ratung unterstellt wurde — das Individuum 
Keser Y. nicht wahrgenommen und gehört 
wurde. Keser ist nicht die Frau, die sich 
zwangsverheiraten lässt, und die Eltern 
würden sie von ihrer Werthaltung her nie- 
mals zu einer Zwangsverheiratung drän- 
gen“, so ihr Resumee. 

Die Betroffenen werden den skandalö- 
sen Beschluss des Landgerichts Lüneburg 
nicht bestehen lassen und mit Unterstüt- 
zung des Flüchtlingsrats Niedersachsen 
Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichts- 
hof erheben. 

Quelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
10.07.2012 M 


Unterbringungskonzept 
für Asylsuchende in Leipzig 


beschlossen 
Mit großer Mehrheit hat der Leipziger 
Stadtrat am Mittwoch, dem 18.7.2012, ein 
neues Unterbringungskonzept für Asylsu- 
chende in Leipzig beschlossen. Auch die 
umstrittenen Standorte in Wahren und Por- 
titz sind — entgegen eines Änderungsantra- 
ges der CDU — Bestandteil des Konzep- 
tes. Bis zum Ende des Jahres 2013 soll das 
Heim in der Torgauer Str. 290 geschlossen 
und die mindestens sieben neuen Wohn- 
häuser bezogen werden. 

„Wir freuen uns, dass dieser kleine 


“ Schritt hin zur Verbesserung der Lebens- 


bedingungen von Flüchtlingen gegangen 
wird,“ heißt es in der Presseerklärung der 
Ratsfraktion der LINKEN. „Statt in einer 
Massenunterkunft im Gewerbegebiet am 
Rand der Stadt zu wohnen, heißt es nun 
für ca. 450 Flüchtlinge, kleinteilige Häuser 
in Wohngebieten der Stadt zu beziehen. 
Statt sich zu fünft einen Wohn- und 
Schlafraum zu teilen, sollen nun maximal 
2 Personen in einem Raum wohnen. Auch 
Stacheldraht und Wachschutz werden bei 
den neuen Objekten fehlen. 

Der Beschluss des Leipziger Unterbrin- 
gungskonzeptes ist der Beginn eines inten- 
siven Prozesses, der nicht nur aus techni- 
schen Schritten — Anmietung und Sani- 
erung der Objekte und Erstellen von Si- 
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cherheitskonzepten — bestehen kann. Es 
gilt vielmehr, von nun an Netzwerke und 
Begegnungsräume zwischen den verschie- 
denen Seiten in den betreffenden Wohnge- 
bieten zu schaffen. Dieser Prozess erfor- 
dert Offenheit und den gegenseitigen Res- 
pekt aller Beteiligten — von Verwaltung, 
Politik, Zivilgesellschaft, Flüchtlingen 
und von AnwohnerlInnen. Offenheit hat al- 
lerdings dort ihre Grenzen, wo die Würde 
von Menschen verletzt und die Kritik am 
Handeln der Verwaltung zu propagandisti- 
scher Stimmungsmache wird. Genau dies 
hat die Debatte in den letzten Wochen 
mancherorts bestimmt und damit aufge- 
zeigt, dass Leipzig nicht die weltoffene 
Stadt ist, als die sie sich gerne darstellt. 
Die positive Beschlussfassung des 
Konzeptes wird durch die Ablehnung ei- 
nes Antrages der Linksfraktion auf Beteili- 
gung der Flüchtlinge bei der Umsetzung 
des Konzeptes getrübt. Neben dem Antrag 
des Migrantenbeirates, die Flüchtlinge 
über das neue Unterbringungskonzept in 
ihren Landessprachen zu informieren, war 
dies der einzige Antrag, mit dem die 
Flüchtlinge als eigenständige Akteure in 
den Prozess einbezogen werden sollten. 
Während der Position der protestieren- 
den BürgerInnen in den letzten Wochen 
viel Platz eingeräumt wurde, bleiben die 
Flüchtlinge weitestgehend außen vor. Dies 
wird mit der Ablehnung ihrer Beteiligung 
zementiert. Der Anspruch, die Lebensbe- 
dingungen von Asylsuchenden zu verbes- 
sern, muss aber zwingenderweise auch die 
Möglichkeit der Gestaltung des eigenen 
Lebens einschließen. Dies werden wir, wie 
auch die Forderung nach der prinzipiellen 
Möglichkeit der Flüchtlinge, in eigenen 
Wohnungen zu leben („dezentrales Woh- 
nen“), auch zukünftig einfordern.“ 
DIE LINKE im Stadtrat Leipzig 
http://jule.linxxnet.de/index.php/2012/0 
7/unterbringungskonzept-fur-asylsuchen- 
de-in-leipzig-beschlossen/ 


No Border Camp mit vielen 
Aktionen 


Körn. Über 200 Menschen machten sich 
am Mittwoch, dem 18.7., von Köln auf 
den Weg, um ein erstes Zeichen des No- 
bordercamps gegen den Düsseldorfer Ab- 
schiebeflughafen zu setzen. Am Dreh- 
kreuz der von Frontex finanzierten Char- 
ter-Abschiebungen entstand drei Stunden 
lang eine Protestzone inmitten der Schal- 
ter von Air Berlin, derjenigen Airline, die 
ihre Flugzeuge wieder und wieder für 
Sammelabschiebungen von Roma zur 
Verfügung stellt. . 

„Alle bleiben!“ lautete einer der zentra- 
len Slogans am Mittwoch, übernommen 
von der Kampagne verschiedener Roma- 
Initiativen gegen die Abschiebecharter in 
Richtung Serbien und Kosovo. Eine im 
Terminal aufgebaute Ausstellung doku- 
mentierte die untragbare soziale Situation 
von Roma-Familien in Serbien und im 
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Kosovo, die nach bis zu 20-jährigem 
Aufenthalt in Deutschland via Düsseldorf 
abgeschoben worden waren. Mehrere 
VertreterInnen der Roma schilderten ein- 
drücklich die Abläufe sowie Hintergrün- 
de und prangerten dieses Unrecht an - in 
Redebeiträgen, die unter die Haut gingen 
und denen NoborderaktivistInnen wie 
auch etliche Flugreisende aufmerksam 
zuhörten. Über mehrere Stunden gab es 
ein kurzweiliges Programm mit Reden, 
Theater- und Musikdarbietungen, und 
immer wieder schallte „No Border, No 
Nation, Stop Deportation“ durch das Ter- 
minal. 

Ein Vertreter von The Voice Refugee 
Forum protestierte gegen die Frontex- 


Charterabschiebungen nach Nigeria, drei 
Stewardessen stellten die Möglichkeit 
vor, wie sich Fluggäste aktiv einmischen 
können, wenn sie ZeugInnen von Ab- 
schiebungen werden. In einem Auszug 
des Theaters der Asylmonologe wurden 
die Erfahrungen eines äthiopischen 
Freunde vorgetragen, der zweimal seine 
Abschiebung selbst verhindert hatte. Eine 
Samba-Band sorgte zwischenzeitlich für 
Stimmung innerhalb und außerhalb des 
Terminals, wo vor allem mit Taxifahre- 
rInnen gute Gespräche geführt wurden. 
Und viele nutzten das offene Mikrofon, 
um ihrer eigenen Betroffenheit und Wut 
über das Abschieberegime Ausdruck zu 
verleihen. 

Doch diese gelungene Aktion am Mitt- 
woch war nur ein Auftakt: am Samstag, 
21.7. brachen erneut die AktivistInnen 
vom Nobordercamp in Köln Richtung 
Düsseldorf auf, umden Flughafen gleich- 
zeitig an mehreren Stellen in eine Protest- 
zone verwandeln. An diesem Tag de- 
monstrierten rund 700 Menschen. 


Aktion an der Zentralen 
Ausländerbehörde in Köln 


Am 20. Juli protestierte das No Border 
Camp an der Zentralen Ausländerbehör- 


de in Köln gegen deren Beteiligung an 
der rassistischen Abschiebepolitik und 
die Beteiligung an der Kolaboration mit 
korrupten Regierungen. 

Die ZAB Köln organisiert unter ande- 
rem Abschiebeanhörungen, bspw. für Al- 
gerien, Afghanistan, Ägypten und Kame- 
run. Einziger Zweck dieser Anhörungen 
ist die Ausstellung sog. Passeersatzpapie- 
re, um die betroffenen Personen anschlie- 
Rend reibungslos in ihr angebliches Hei- 
matland abschieben zu können. 

Dafür zahlen die deutschen Behörden 
diesen oft sehr dubiosen Delegationen 
teilweise horrende Gebühren. Flücht- 
lingsorganisationen bezeichnen dies als 
eine moderne Form des Menschenhan- 


dels. Die Zusammenarbeit mit Verfolger- 
staaten, aus denen Menschen in der Hoff- 
nung, Schutz zu finden, nach Deutsch- 
land geflüchtet sind, ist einer der perver- 
sesten Züge deutscher Asylpolitik. 

Das No Border Camp protestiert mit 
seiner Aktion gegen die neokoloniale Ko- 
laboration der deutschen Behörden mit 
den Verfolgerstaaten. Gerade erst hält 
sich eine Delegation aus Guinea in der 
ZAB Bielefeld auf. Gerade Guinea ist ei- 
nes der korruptesten Regime — im Jahr 
1996 flog ein bekannter Schleuser auf, 
der auch als Kopf einer guineischen De- 
legation in der ZAB Dortmund Passpa- 
piere für angebliche Landsleute ausstell- 
te. 

Die ZAB Köln ist auch deshalb ein 
zentrales Rädchen im Abschiebesystem, 
weil sie beispielsweise die Abschiebelo- 
gistik und den Straßentransport von Men- 
schen, die abgeschoben werden sollen, 
koordiniert. 


Alle Informationen zum Camp finden 
sich unter 
http://noborder.antira.info/de/ 


Pressemitteilungen vom 
No Border Camp Köln / Düsseldorf 
2012 


: rezensionen, ankündigungen 


Gilbert Achcar: 
DIE ARABER UND DER 
HOLOCAUST 


Das Buch besticht durch seine empiri- 
sche Breite, analytische Tiefe und die 
Ausgewogenheit seiner Urteile. Ein ech- 
tes Standard-Werk auf diesem Gebiet. 

Das in der Geschichte einmalige Phä- 
nomen des Holocaust — die industriell 
geplante Vernichtung von 6 Millionen 
Juden und JüdInnen — findet in der arabi- 
schen Welt eine unterschiedliche Rezep- 
tion. Der Holocaust wird oft nicht nur 
als solcher beurteilt, sondern ebenso im 
Kontext der eigenen-tragischen- Ge- 
schichte. Bestimmend für die Wahrneh- 
mung sind auch die Errichtung des „Ju- 
denstaats‘“ (Theodor Herzl), also die zio- 
nistische koloniale Besiedlung Palästi- 
nas, und die „Nakba“ — die massenhafte 
Vertreibung im Gefolge der israelischen 
Staatsgründung. 

Gilbert Achcar unterzieht sich der 
Mühe, das Problem in seiner Gesamtheit 
zu behandeln. Er fängt daher richtiger 
Weise mit der Genesis der Problematik, 
also mit dem ausgehenden 19.Jahrhun- 
dert an. 

Er beleuchtet die unterschiedlichen 
ideologischen und politischen Strömun- 
gen in ihrer Haltung zum Antisemitis- 
mus: Westlich orientierte Liberale, Na- 
tionalisten, Marxisten bzw. reaktionäre 
und/oder fundamentalistische Panisla- 
misten. 

Bereits hier wird die Komplexität der 
zur Debatte stehenden Fragen sichtbar — 
von einem oft unterstellten „generellen 
Antisemitismus der Araber“ kann jeden- 
falls keine Rede sein. 

Während sich Liberale, Nationalisten 
und Marxisten vom Antisemitismus dis- 
tanzieren, findet sich dieser sehr wohl 
bei reaktionären Panislamisten. 

In den 30er-Jahren und während des 2. 
Weltkriegs werden von diesen Kräften 


„taktische Bündnisse‘ mit den Mittel- 
mächten ins Auge gefasst. Es kommt zu 
offener Verherrlichung des Faschismus 
und Kollaboration mit Hitler und Musso- 
lini. Ein besonders krasser Fall ist der 
des Mufti von Jerusalem Amin al-Hus- 
seini. Nach der Niederschlagung des 
Aufstandes in Palästina geht er nach Ber- 
lin (sic!) ins Exil. 

Die Nationalisten der 50er Jahre — ins- 
besonders Nasser — hatten eine ablehnen- 
de Position gegenüber dem Antisemitis- 
mus und verurteilten den Holocaust. Ein- 
mal jedoch berief sich Nasser in einem 
Interview 1958 positiv auf die berüchtig- 
ten „Protokolle der Weisen von Zion“ (S. 
195 ff). 

Die Haltung der Palästinenser machte 
eine große Entwicklung durch. Von Ah- 
med Shugayris entsetzlichen Worten die 
„Juden ins Meer zu werfen“ (S. 189f) bis 
hin zu den differenzierten Positionen der 
FDPLP (S. 217). 

Gilbert zeigt auch die Schwierigkeiten 
vieler palästinensischer Ansätze, die Ju- 
den national und nicht über die Religion 
zu definieren. 

Besonders unterstreicht der Autor die 
reaktionäre Rolle der saudischen, antise- 
mitischen Monarchie, die jedoch breitest 
mit Israel und den USA kooperiert (S. 
269). 

Ein wichtiger Baustein im Verhältnis 
zwischen Palästinensern/Arabern und Ju- 
den ist zweifelsohne die „wechselseitige 
Anerkennung der Shoah und der Nakba“ 
(S. 279). 

Was die Zukunft dieses Verhältnisses 
betrifft, scheinen mir die Ausführungen 
von Achcar zu optimistisch zu sein. So 
wichtig es ist, wenn „postzionistische“ 
Intellektuelle wie etwa der Historiker 
Tom Segev die offiziellen Mythen — fun- 
diert — in Frage stellen und selbst ehe- 
mals führende israelische Politiker — wie 
Avraham Burg — den „schleichenden 
Rassismus“ in der israelischen Gesell- 
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schaft kritisieren (S. 274f.) — eine wirkli- 
che Wende wird es m.E. nach erst dann 
geben, wenn Massenbewegungen wie 
etwa die gegen die Sozialkürzungen 
durch die israelischen Regierungen auch 
die Frage der Palästinenser problemati- 
sieren und praktische Brückenschläge zu 
ihnen unternehmen. Ähnliches gilt vice 
versa für Bewegungen von unten in Pa- 
lästina bzw. im gesamten arabischen 
Raum. 

Nicht unerwähnt soll die hervorragen- 
de Übersetzung aus dem Englischen ins 
Deutsche durch Birgit Althaler und So- 
phia Deeg sein. 

Hermann Dworczak I 


Gilbert Achcar Die Araber und der 
Holocaust. Der arabisch-israelische 
Krieg der Geschichtsschreibungen. 
Edition Nautilus. Hamburg 2012. 
364 Seiten. 30,80 Euro 


Reader zur Antifaschisti- 
schen Landeskonferenz 
NRW 2012 erschienen 


Ende Januar 2012 fand die ‚30. landes- 
weite Konferenz antifaschistischer Initia- 
tiven und Organisationen 2012 in NRW“ 
statt. Die Konferenz stand unter dem 
Motto: Demokratie verwirklichen! Frie- 
den schaffen! 

In Dortmund geplant, hat sie die vielen 
Ansätze zahlreicher Organisationen und 
Initiativen in der Auseinandersetzung ge- 
gen die Neonazis und Rassisten zusam- 
mengeführt. Maßgeblich initiiert von der 
VVN-Landesvereinigung NRW wurden 
in insgesamt sieben Arbeitsgruppen Er- 
fahrungen ausgetauscht und vor allem 
Maßnahmen zur weiteren Bekämpfung 
des Naziungeistes erarbeitet. Nicht zu- 
letzt vor dem Hintergrund der Nazimor- 
de und der Verstrickung staatlicher Be- 
hörden darin, hatte die Konferenz große 
Resonanz. 

Eröffnet wurde die Konferenz durch 
Dr. Ullrich Schneider, Generalsekretär 
der Internationale Föderation der Wider- 
standskämpfer — Bund der Antifaschisten 
(FIR). Er beleuchtete in seinem Vortrag 
die Aktivitäten der demokratischen Kräf- 
te gegen die Neofaschisten im europäi- 
schen Raum. 

Die Konferenzergebnisse wurden nun 
in einem Reader zusammengefasst, der 
jetzt auf der Website der VVN NRW 
nachzulesen ist. 

Er enthält eine Menge Anregungen, 
wie es gelingen kann „Demokratie zu 
verwirklichen und Frieden zu schaffen“. 

VVN-BdA NRW 


http://www.nrw.vvn-bda.de/texte/ 
0964_landeskonf2012_reader.htm, 
hitp://www.nrw.vvn- 
bda.de/bilder/landeskonf2012.pdf 
el 
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:aus der rechten presse 


Thilo Sarrazin und das 
Projekt einer rechten Samm- 


lungsbewegung 

Zuerst Juli-2012 
Obwohl es, schaut man sich diverse wis- 
senschaftliche Untersuchungen an, für 
eine deutsche Rechtspartei, d.h. eine Partei 
rechts von CDU und CSU (aber mögli- 
cherweise unter Beteiligung ihrer rechten 
Flügel), durchaus ein Wähler(innen)po- 
tential gäbe, waren alle Versuche, eine sol- 
che Partei dauerhaft zu installieren, bisher 
von Misserfolg geschlagen. Nach anfäng- 
lichen Erfolgen versanken die meisten die- 
ser Gruppierungen wieder in der wahlpoli- 
tischen Bedeutungslosigkeit (beispiels- 
weise die Republikaner) oder stagnieren 
auf bundesweit relativ niedrigem Niveau 
(NPD). Ein Grund für diese Erfolglosig- 
keit liegt in den führenden Personen der 
deutschen Rechten, die nicht geeignet 
sind, bundesweit eine nennenswerte An- 
zahl von Wähler(innen) zu mobilisieren. 
Da mögen Holger Apfel und Udo Pastörs 
in Sachsen und Mecklenburg-Vorpom- 
mern beunruhigende Erfolge aufweisen, 
bundesweit sind sie bedeutungslos und als 
Integrationsfiguren über die eigene Partei 
hinaus, denkbar ungeeignet. 

Das wissen natürlich auch die klügeren 
Köpfe der rechten Szene und denken darü- 
ber nach, wer eine solche Funktion erfül- 
len könnte. Für die Macher(innen) von 
ZUERST! scheint die Frage beantwortet 
zu sein — sie setzen auf Thilo Sarrazin. 
Dessen streng blickendes Konterfei, ver- 
sehen mit einem Heiligenschein und teuf- 
lischem Gehörn, ziert auch das Titelblatt 
der Juliausgabe des Magazins. „Der letzte 
Sozialdemokrat — geliebt und gehaßt“ lau- 
tet die dazugehörige Schlagzeile. Unter 
der gleichen Überschrift handeln BERN- 
HARD RADTKE, FALK TIEDEMANN 
und DIRK REINARTZ auf neun Seiten in 
erster Linie Sarrazins neues Buch (,Euro- 
pa braucht den Euro nicht‘), aber auch die 
Wirkung des Ex-Bankers auf seine Gegner 
ab. Die Darstellung scheint dem Sommer- 
loch geschuldet und ist nur mäßig interes- 


sant. Viel spannender sind die Erwartun- 
gen, die sie in den Rassisten aus Berlin set- 
zen und die weit über dessen Person hi- 
nausgehen: 

„Daß es dem Buch nicht gerecht wird, 
die Debatte auf wenige Formulierungen 
und Thesen zu beschränken, liegt auf der 
Hand. Womöglich führten ja gerade die 
ausgeblendeten Inhalte die taz zu der Ein- 
schätzung, Sarrazins Buch werde ‚auf ab- 
sehbare Zeit die solideste Begründung ei- 
ner euroskeptischen bis rechtspopulisti- 
schen, ja nationalistischen Agenda blei- 
ben‘. Ähnlich sieht es offenbar des Han- 
delsblatt, das Sarrazins Buch Ende Mai als 
Aufhänger für einen langen Beitrag über 
die breite eurokritische Bewegung in 
Deutschland wählte. Das Werk ‚trifft in 
Deutschland eine weitverbreitete Stim- 
mung‘, so die Zeitung. Es folgt eine detail- 
lierte Schilderung zahlreicher Formatio- 
nen, die für das wirtschaftsnahe Blatt eine 
neue bürgerliche APO (Außerparlamenta- 
rische Opposition) bilden, welche ‚das po- 
litische Gefüge der Bundesrepublik in 
Turbulenzen stoßen‘ könnte. 

Freie Wähler, ‚Bündnis Bürgerwille‘, 
‚Zivile Koalition‘, ‚Die Familienunterneh- 
mer‘ — bisher ist es vorwiegend eine Reihe 
von lockeren Bündnissen, oft unterstützt 
von Unternehmern, Professoren aber auch 
einflußreichen ‚Lobbys‘ wie dem Bund 
der Steuerzahler, die der wachsenden 
Skepsis gegenüber dem Euro und der offi- 
ziellen Rettungspolitik Ausdruck verlei- 
hen. Sie verfassen Erklärungen, organisie- 
ren Unterschriftenaktionen, bereiten Kam- 
pagnen vor. Alles ganz harmlos und unge- 
fährlich für die etablierte Politik. Bisher. 
Mit Verweis auf erfolgreiche rechtspopu- 
listische Bewegungen in ganz Europa gibt 
Jakob Augstein für Deutschland Entwar- 
nung: ‚Unsere Populisten sind die fröhli- 
chen Netzbefreiervon der Piratenpartei‘. 
Ob dagegen eine bürgerlich eurokritische 
Protestbewegung ein ähnliches Potential 
mobilisieren könnte, ist unter Demosko- 
pen umstritten und hängt von vielen Fak- 
toren ab. Noch gleicht die heterogene Be- 
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wegung einem flügellahmen Albatros, der 
sich erst nach langem Anlauf mühsam in 
die Lüfte erhebt. Womöglich bläst Thilo 
Sarrazins neues Buch dem Vogel den nöti- 
gen Wind unter die Flügel.“ 

Aber Euroskepsis, Eurokritik oder auch 
Eurofeindschaft, die Gemeinsamkeit, die 
die „heterogene Bewegung“ eint, ist allein 
noch nicht das, was ZUERST!-Redakteu- 
re von einer rechten Kraft erwarten. Zu 
dem, was fehlt, äußert sich Dr. UTE 
SCHEUCH, ehemaliges CDU-Mitglied, 
unter dem Titel „Zielsicherer Tabubruch“ 
in einem Interview, in dem es nicht nur um 
den Euro geht: „Diese Methode, Ursache 
und Wirkung in der Debatte zu vertau- 
schen, ist durchaus ein probates Mittel. 
Wir kennen das gut vom Thema der Aus- 
länderkriminalität. Bürgern, die besorgt 
darauf hinweisen, wird eine angebliche 
Ausländerfeindlichkeit unterstellt. Medien 
stilisieren Täter dann plötzlich zu Opfern, 
die sich oftmals doch ‚nur wehren‘.... Die 
Menschen sind einfach nur noch ratlos. 
Und sie haben Angst. Sie sorgen sich um 
ihr Erspartes, welches möglicherweise 
von einer Geldentwertung angegriffen 
wird, und sie sorgen sich um die Folgen 
für die Wirtschaft in dem Fiasko, auf das 
wir hier zusteuern. Auch das Problem der 
Ausländerintegration, der Bildung von Pa- 
rallelgesellschaften und der Ausbeutung 
des Sozialstaates ist ein großes Thema, 
wenn man sich einmal die Zeit nimmt, den 
Bürgern zuzuhören.... Noch schwerwie- 
gender ist, daß bei Gewalt, die von Deut- 
schen ausgeht und sich gegen einen Aus- 
länder richtet, genau das Gegenteil ge- 
schieht: Sofort wird Fremdenfeindlichkeit 
unterstellt... Und wenn es um wichtige 
Dinge wie die Ausnutzung des Sozialstaa- 
tes durch Ausländer geht, diskutieren Poli- 
tiker und Medienleute ernsthaft darüber, 
ob man solche Aufschlüsselungen über- 
haupt vornehmen dürfe“. 

Was da als Medienkritik daher kommt, 
scheint vielmehr Teil einer Aufgabenstel- 
lung an eine neue rechte Sammlungsbe- 
wegung unter der gewünschten Ägide Thi- 
lo Sarrazins zu sein. Der einzige, der an 
den Chancen einer solchen Bewegung zu 
zweifeln scheint, it GÖTZ KUBIT- 
SCHEK, neurechter Ideologe des Instituts 
für Staatspolitik und Herausgeber einer 
Sarrazin-Broschüre: Auf die Frage „„Könn- 
te sich Thilo Sarrazin als eine Art ‚Türöff- 
ner‘ für künftige Tabubrecher aus dem 
etablierten Bereich erweisen?‘ antwortet 
er sehr zurückhaltend: „Sarrazin hat die 
Diskussion über die fehlgeschlagene Inte- 
gration, das Bildungsdesaster und den So- 
zialstaat für ein paar Monate ins Zentrum 
der Aufmerksamkeit gerückt. Davon ha- 
ben auch Leute wie Sie und ich profitiert. 
Die alles entscheidende Frage ist aber, ob 
sich diese geistigen Tabubrüche in Politik 
ummünzen lassen. Bisher reagiert der Par- 
teienstaat ziemlich entspannt nach dem 
Motto: Die Wölfe heulen, aber die Kara- 
wane zieht weiter.“ ti 


